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Nächste Legislaturperiode weist durch Gedenktage auf die Opfer hin 
VOS Sachsen-Anhalt richtet vor der Wahl ein Schreiben an die Bundeskanzlerin und alle Parteien 

 

Rechtzeitig vor den Bundestagswahlen richtete der 
Landesvorstand der VOS Sachsen-Anhalt ein Schrei-
ben an die amtierende und voraussichtlich wieder ge-
wählte Bundeskanzlerin Angela Merkel, in dem auf die 
in den nächsten vier Jahren zu begehenden Gedenk- 
und Feiertage hingewiesen wird, die im unmittelbaren 
Zusammenhang mit den SED-Opfern und den Wider-
ständlern gegen die Dikta-
tur stehen und die ohne de-
ren Einsatz und Opferbe-
reitschaft nicht möglich 
gewesen wären. Zugleich 
wird betont, dass bezüg-
lich der finanziellen und 
sozialen Versorgung der 
Opfer, von denen nun vie-
le das Rentenalter erreicht 
haben und unter den Haft- 
und Verfolgungsschäden 
leiden, enormer Nachhol-
bedarf besteht.  

Die aufgeführten Hin-
weise und Forderungen 
sind keineswegs neu, sie 
wurden oft genug ins Feld 
geführt. Nunmehr wurden 
sie von den sechs Bezirks-
gruppen des Bundeslandes Sachsen-Anhalt ein weite-
res Mal präzisiert. So wird an anstehenden „runden“ 
Daten in 2014 des Mauerfalls vor 25 Jahren gedacht, 
ein Jahr darauf erleben wir den 25. Jahrestag der Wie-
dervereinigung und in 2017 wird es zehn Jahre her 
sein, dass die „Besondere Zuwendung für Opfer der 
DDR-Diktatur“ beschlossen und wirksam wurde.  

Im Hinblick auf diese Daten wenden sich die VOS-
Mitglieder insonderheit mit der Anregung an die Poli-
tiker aller (!) demokratischen Parteien, nicht nur schö-
ne Würdigungsreden zu halten, sondern die Bedingun-
gen zur Gewährung der „Besonderen Zuwendung“ zu 
verbessern. Dies beinhaltet den Ausgleich durch Infla-
tionsentwertung sowie die Abschaffung der Bedürftig-
keitsklausel und des Sechs-Monats-Limits. Ebenso gilt 

es, bessere Hinterbliebenen-Regelungen zu schaffen, 
indem Ehen und Partnerschaften, die nachweislich vor 
1989 bestanden, berücksichtig werden. Auch für die 
Zwangsausgesiedelten aus den Grenzgebieten wird 
bisher zu wenig getan. Dringende Verbesserungen sind 
bei der Anerkennung und Entschädigung von Haftfol-
geschäden erforderlich. Die Liste von abgelehnten An-

trägen ist lang. Sogenannte 
Gutachter oder Sozialrich-
ter, denen es an zeit- und 
situationsbezogenem Wis-
sen fehlt, maßen sich Ent-
scheidungen an, die für die 
Opfer fatal sind und diese 
regelrecht einschüchtern.  

Im Sande verlaufen ist 
nun das Thema Zwangsar-
beit in der Haft. Nachdem 
vorübergehend eine De-
batte geführt werden konn-
te, in der auch die Justiz-
ministerin auf die Seite der 
Opfer zu treten schien, 
verlautet mittlerweile kein 
Wörtchen mehr. Fakt ist, 
dass politische Häftlinge 
in den Zeiten des Kom-

munismus/Sozialismus im Strafvollzug niederste Ar-
beiten verrichten mussten, die zu gesundheitsschädi-
genden Folgen führten und durch die sie infolge skla-
venartiger Behandlung psychisch geschädigt wurden.  

Viele ehemalige politische Häftlinge aus SBZ und 
DDR haben zudem exemplarisch niedrige Renten, da 
sie infolge der Umstrukturierung der Rentenberech-
nung vor einigen Jahren deutlich benachteiligt wurden.  

Im Wahlkampf wurden viele Themen behandelt, vie-
les wurde angeregt, versprochen oder in Aussicht ge-
stellt. Jeder konnte Fragen stellen und erhielt (s)eine 
Antwort. Über die Opfer des SED-Regimes war so gut 
wie nichts zu finden. Das ist bedauerlich. Aber es muss 
nicht das letzte Wort sein. Erst wer als Politiker(in) 
nach der Wahl handelt, beweist echte Größe.        A.R.  
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Ein Tiefpunkt in der deutschen Politik: Kein wirklicher Sieger 
Die Bundestagswahl vom 26. September regt uns alle ernsthaft zum Nachdenken an
Wer wird Deutschland fortan regie-
ren? Die Wählerinnen und Wähler 
haben am Abend des 26. September 
2021 keine eindeutige Antwort be-
kommen. Die Ergebnisse, die mit 
der Prognose um 18 Uhr fast schon 
feststanden, sorgen im Hinblick auf 
eine Koalitionsbildung zwar für 
weitere Spannung, aber nicht für 
Zufriedenheit. Die Erkenntnis, dass 
nunmehr auch in Deutschland das
vorläufige Ende der Volksparteien 
gekommen ist, verursacht vielen 
Menschen sichtliches Unbehagen. 
Der Wunsch nach Stabilität und 
Kontinuität in der Politik wird zwar 
weiterhin geäußert, aber ganz deut-
lich kann ihn keiner von den beiden 
in Führung liegenden Kandidaten 
erfüllen. Olaf Scholz wirkt blass, 
und er hat in seiner Partei eine Rie-
ge von Führungskräften hinter sich,
bei denen man fürchten muss, sie 
wollen das System radikal verän-
dern, leider nicht im Sinne der 
Mehrheit der Bürgerinnen und 
Bürger. Ob sich der stille Hambur-
ger, der durchaus demokratische 
Vorstellungen hat, wird durchset-
zen können, bliebe abzuwarten.

Was Armin Laschet betrifft, 
konnte man bereits im Wahlkampf
wenig Gutes feststellen. Der Mann 
hat sich abgestrampelt und sein 
Bestes versucht, aber er hat dabei 
übersehen, dass er seine Chancen
auf den Wahlsieg zusehends 
schwinden, und hat er nur wenige 
Fettnäpfchen ausgelassen. Ganz si-
cher hat er gute Qualitäten, und 
seine Arbeit als Ministerpräsident 
in NRW war solide und brauchbar, 
aber er übersieht, dass er bei den 
Wählerinnen und Wählern auf 

Bundesebene nicht zieht. Ist es also 
klug, dass er sich nunmehr durch 
eine Art Noteingang in die Kanz-
lerposition drängeln will, oder wird 
er sein Unglück eher mehren, sollte 
er in den Verhandlungen mit 
Bündnis 90 und FDP seinen Kon-
kurrenten Olaf Scholz ausbooten 
können?

Die Bürgerinnen und Bürger in 
Deutschland sind hinsichtlich der 
Rolle Armin Laschets gespalten. 
Vom Standpunkt der Vernunft aus
wäre es besser, Laschet würde nach 
Düsseldorf zurückkehren und sei-
nen Job als Ministerpräsident zu 
Ende bringen. Im nächsten Jahr 
sind Landtagswahlen, er hätte, so er 
aus den Fehlern des Bundestags-
wahlkampfes gelernt hat, sicherlich 
Aussichten auf die Fortführung des 
Amtes. Zugleich würde die CDU 
die Gelegenheit bekommen, sich 
insgesamt neu aufzustellen. Im Ge-
gensatz zur SPD gäbe es für sie das 
Potenzial den Status einer Volks-
partei, die 35 bis 40 Prozent bei den 
Wahlen erzielt, zurückzugewinnen. 
Man mag es ungern und wider die 
Sympathie, die wir sogar für Herrn 
Laschet haben, aussprechen, aber er 
war der falsche Kandidat, durch ihn 
ist – abgesehen von einer am Ende 
völlig kraftlosen Merkel – der Zu-
sammenbruch der Union zustande 
gekommen. Und um dem Bild nun 
den passenden Rahmen zu geben: 
Olaf Scholz hat diesen eher armse-
ligen Wahlsieg letztlich nur einfah-
ren können, weil ihn die Medien 
und nachher die Menschen kaum 
im Fokus hatte. Ungeachtet dieser 
eineinhalb Prozentpunkte Vor-
sprung vor der CDU ist diese SPD 

die lautstarke Truppe geblieben, die
einem eher Angst als Mut macht.
Wenn die Parteispitze davor die 
Augen verschließt und es im Er-
gebnis der Verhandlungen zur Ro-
ten Ampel kommen sollte, werden
es die Genossinnen und Genossen 
auf Dauer schwer haben, künftig 
Mehrheiten zu erzielen. 

Wie nun weiter mit der CDU? 
Kommt die Erneuerung in der Op-
position? Zu den unverdrossen ge-
äußerten Koalitionsabsichten des 
derzeit amtierenden Vorsitzenden 
Laschet gibt es unüberhörbar Be-
gleittöne. Jens Spahn, der seinerzeit 
als Bewerber auf den Parteivorsitz 
zurückgetreten ist, ist da, und der 
Fraktionsvorsitzende Brinkhaus, 
kein Mann der leisen und zarten 
Töne, meldet den Anspruch auf die 
Fortführung selbigen Amtes an. 
Dann ist da auch Friedrich Merz, 
einst von Frau Merkel abserviert 
und nun per Direktmandat wieder 
im Bundestag. Und auch die andere 
Frage muss gestellt werden: Wird 
nicht wie vor zwei Jahrzehnten eine 
Art Nobody aus dem Schatten der 
männlichen Matadoren heraustre-
ten? AKK wurde weggemobbt und 
Ursel von der Leyen nach Brüssel 
weggelobt. Allerdings, wie schwer 
es Frauen in der Politik – trotz 
Merkels Vorbild – haben, durften 
wir durch Frau Baerbock erfahren. 

Wir sind gespannt, wie es sich 
entwickelt. Und wir als VOS sind 
jederzeit bereit, die Politikerinnen 
und Politiker mit unserem Rat und
unserer Tat kompetent zu unterstüt-
zen. Bitte melden Sie sich. Im Ge-
gensatz zu Ihnen sind wir gern für 
Sie da. Valerie Bosse
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Liebe Kameradinnen und Kamera-den, ich hoffe, für Sie bzw. euch hat das Leben in der gegenwärti-gen Situation nicht zu sehr an Qua-lität verloren und wir bleiben trotz unseres zweifellos vorgerückten Alters zuversichtlich, aufgeschlos-sen und allesamt gesund.Vor zwei Monaten, als ich die vorige Fg auf den Weg brachte, habe ich (und nicht nur ich) nicht geglaubt, dass wir als ganze Nati-on, als Europäer, vielleicht als ge-samte Menschheit in eine derartige Krise geraten könnten. Nun jedochhaben sich innerhalb weniger Tage für uns alle Umstände ergeben, auf die wir nicht gefasst waren und mit denen wir dennoch leben, weiter-leben, müssen und wollen. Wir als ehemalige Häftling und Verfolgte haben zwar Erfahrungen mit politi-schen, wirtschaftlichen und sozia-len Einschränkungen und Widrig-keiten, aber das, was wir in der DDR hinnehmen mussten, war ei-ne von Menschen bewusst herbei-geführte Diktatur gegen andere Menschen. Das Corona-Virus ist ebenfalls ein Feind der Menschen, aber es wurde nicht vorsätzlich un-ter die Völker gebracht und es wird im Unterschied zum Sozialismus nicht von wenigen Menschen ge-gen große Mehrheiten missbraucht. Fertigwerden müssen wir dennoch damit, und dabei kann uns unsere DDR-Erfahrung durchaus helfen. Haben wir nicht gelernt, mit Eng-pässen von Konsumgütern (und wahrlich nicht nur Toilettenpapier) umzugehen? Waren wir nicht soli-darisch, wenn es gegen Unrecht und für Meinungsfreiheit ging? Beweisen wir nicht heutzutage imRingen um bessere Entschädigun-gen bis heute unser Zusammenge-hörigkeitsgefühl, und sind wir nicht alle bestrebt, über das über-wundene Unrecht stalinistischer Zeiten aufzuklären? Und was die derzeit verordneten Ausgangs- und Kontakteinschränkungen betrifft, verweise ich schlicht auf die Haft-bedingungen des MfS, wo es beimonatelanger Isolation nicht mal einen Blick aus dem Fenster gab. Wichtig ist, dass wir uns in den Zeiten der aktuellen Gefahr an die Vorschriften halten und im Rah-men der Möglichkeiten etwas für die Gesundheit tun. Niemand sollte 

sich zudem scheuen, Hilfsangebo-te, die mittlerweile in jeder Kom-mune bestehen, anzunehmen. Und sei es der Einkaufsdienst oder ein Telefonat mit dem Hausarzt. Was die VOS angeht, sind wir keines-wegs im Ruhemodus. Man sieht: Die Freiheitsglocke erscheint un-beirrt. Man hat jetzt mehr Zeit, siezu lesen, sie weiterzugeben oder ein zweites Exemplar zum Ver-schenken zu bestellen. 

Auf ein  
Wort des Re-

dakteurs 
Leider fallen nun Generalver-sammlung und Jubiläumsfeier aus bzw. werden verschoben. Wir ha-ben daher weiterhin keinen Ersten Bundesvorsitzenden, aber eine an-erkannte Stellvertreterin und einen fleißigen Bundesgeschäftsführer. Was unser weiteres Wirken an-geht, benutze ich gern ein Zitat, das sich seitens der damaligen Ur-heberin und des damit verbunde-nen Vorhabens nicht ganz erfüllt hat: Wir schaffen das. Allerdings sollten wir uns im Klaren darüber sein, dass die folgende Zeit, in derwir irgendwann in einen Modus der Normalität – wie er auch aus-sehen mag – zurückkehren werden, für uns nicht leichter werden. Seit dem Einbruch in das Corona-Tief sind alle bisher als hoch dramatisch eingestuften Themen und Konflikte in der me-dialen Versenkung verschwunden. Kein Wort mehr zu einer drohen-den Klima-Katastrophe oder zuden Baumhäusern im Forst vonGarzweiler, keine Silbe über den keineswegs ausgestandenen Streit zur Wahl des Ministerpräsidentenvon Thüringen oder die Verab-schiedung des nächsten, offenbar strittigen EU-Finanzhaushaltes,auch nicht zur (weiter steigenden) Umweltsteuer oder zum Diesel-fahrverbot, nicht mal die besorg-niserregenden Bilder des Flücht-lingsdramas an der türkisch- grie-chischen Grenze werden gezeigt. Kein Syrien-Krieg, kein Putin, der an möglichst vielen Kriegsschau-plätzen tonnenweise Sprengstoff in die Feuer wirft. Stattdessen trat tat-sächlich Frau Merkel wieder vor 

die Nation und äußerte sich ernst-haft und besorgt zu den Problemen und Sorgen der Landeskinder. Wann hatten wir das zuletzt? Wir als SED- und Haftopfer sind in Anbetracht der Pandemie und deren Folgen mit unseren Ansprü-chen und Mahnungen allerdings ein weiteres Stück in den Hinter-grund gerückt. Da wir fast durch-weg Rentner*innen und vielfach auch durch Krankheiten vorbelas-tet sind, gehören wir im Sinne der Corona-Gefahr zu einer Risiko-Gruppe, für die schon über speziellisolierende Quarantäne- Maßnah-men diskutiert wurde. Was wird demnach mit uns geschehen? Wer-den wir – wie einst in der DDR –weggesperrt? Nun, ganz sicher wird man uns nicht schlechter be-handeln als andere Mitmenschen derselben Alters- und Gefährdeten-Gruppe. Ich jedenfalls glaube an die soziale (wenn auch nicht die finanzielle) Gerechtigkeit in unse-rem Land. Dennoch gebe ich mich keinen Illusionen hin, wenn wirhier und ab jetzt weiter über Ent-schädigungen und sonstige finan-zielle Verbesserungen für Haft-und Verfolgungszeiten reden. Es ist ein Glück, dass wir im letzten Jahr gerade noch mit Vergünsti-gungen wie der Erhöhung der Op-ferrente um 30 Euro und Herabset-zung des Haftzeitlimits berück-sichtigt wurden. Jetzt, wo die Pan-demie eingetreten ist und einem Großteil der Bevölkerung und fast allen Unternehmen und Institutio-nen durch unvorstellbar hohe fi-nanzielle Summen geholfen wer-den muss, wird man den Kopf schütteln, wenn wir mit neuen An-liegen auftreten bzw. die alten wieder vorbringen. Man wird ge-wiss kein Verständnis zeigen, wenn wir den Kampf um unsere Ansprüche fortsetzen. Vielleicht wird man sogar sagen, das wäre undankbar. Und doch sollten wir uns nicht einschüchtern lassen und zumindest dafür sorgen, dass die Politik einen festen Termin für die nächste Erhöhung der Opferrente festlegt. Unsere Verdienste um dieses Land können nicht ausge-löscht werden. Auch nicht durch die Corona-Pandemie.Bis zur nächsten AusgabeIhr Alexander Richter
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Nun haben wir sie also hinter uns, 
die Wahl der Abgeordneten unse-
res Bundestages. Für mich als Re-
dakteur hat das Datum 26. Sep-
tember zunächst einmal Einfluss 
auf die Freigabe der aktuellen Fg-
Ausgabe gehabt. Es ist sicherlich 
nicht zu erwarten gewesen, dass 
ich ein, zwei Tage nach Bekannt-
gabe der Ergebnisse ein aussagefä-
higes Fazit ziehen werde. Vermut-
lich wird das niemand wirklich
können. Wir haben aber durch die 
Wahlprüfsteine Klarheit, wie man 
mit uns umzugehen gedenkt.

Durch die Initiative unseres Ka-
meraden Felix Heinz Holtschke 
liegen uns die Antworten von vier 
im Bundestag vertretenen Parteien
vor. Kamerad Holtschke hatte die 
von ihm verfassten Wahlprüfsteine 
rechtzeitig mit den für uns relevan-
ten Fragen an die Fraktionen ge-
schickt. Ich habe die Antworten für 
die Fg den jeweiligen Fragen zu-
geordnet, so dass die Aussagen auf 
den nachfolgenden Seiten mitei-
nander verglichen werden können. 

In der Auswertung ist festzustel-
len, dass mit Blick auf die Anpas-
sung der Opferrente an die Inflati-
onsrate gespaltene Ansichten be-
stehen. Mit Erstaunen habe ich hier 
die Rückmeldung der CDU zur 
Kenntnis genommen. Ich kann fast 
nicht glauben, dass ein derartiger 
Ton der Haltung dieser einstigen 
Volkspartei und ihres Vorsitzen-
den Laschet entspricht. Wenn es 
doch an dem sein sollte, so ist das 
bitter, und wir werden uns künftig 
jenen zuwenden, die sich zur Er-
höhung der Opferrente bekennen.
Es darf nicht sein, dass unser 
Wohl, wenn überhaupt, von der 
persönlichen Laune der Abgeord-
neten und der politischen Stim-
mung im Land abhängt und man 
den SED-Opfern noch nicht mal 
mehr das übliche Gnadenbrot hin-
wirft. Ich halte es für dringend 
notwendig, dass wir die Antworten 
auf die Wahlprüfsteine mit der Op-
ferbeauftragten Frau Zupke aus-
werten und an die Vorstände der 
künftigen Regierungsparteien her-
antreten. 

Die Dringlichkeit einer Aufsto-
ckung der Besonderen Zuwendung 
lässt sich mit den angekündigten 
Preiserhöhungen auf dem Energie-
Sektor sehr leicht unterlegen. Es ist 

nicht nur der rasante Anstieg der
Kosten durch die CO2-Steuer, 
durch die wir gebeutelt werden 
sollen, sondern die großen Öl-
Konzerne haben wieder einmal ih-
re Chance erkannt, uns wehrlose 
Verbraucherinnen und Verbrau-
cher durch die Covid-Notlage or-
dentlich zu melken. Da viele von 
uns aufgrund von Haft und Verfol-
gung im SED-Regime nur geringe 
Altersrenten beziehen, stehen wir 
auf der Skala der Benachteiligten 
weit oben. Eine Erhöhung der Op-
ferrente wäre daher eine wichtige, 
wenn auch kleine Hilfe, und sie 
wäre zugleich die Geste, dass man 
uns nicht gänzlich vergessen hat. 

Die Antworten zu den Wahlprüf-
steinen sind auf den Seiten 4 bis 7 
zu finden. Neben der Opferrente 
sind auch andere für uns wichtige 
Themen behandelt worden, so dass 
sich das Lesen in jedem Fall lohnt.

Auf ein Wort  
des  

Redakteurs 
Kamerad Holtschke hat übrigens 
die Wahlprüfsteine auch der Partei 
Die Linke geschickt und Antwor-
ten erhalten, die weiterhin der alten 
Uneinsichtigkeit verhaftet sind.

Ich möchte vorab auch darauf 
hinweisen, dass zwei Parteien, die 
im Bundestag vertreten sind, nicht 
reagiert haben und demzufolge von 
ihnen keine Aussagen vorliegen. 
Dies sind die SPD und die AfD. 
Was die SPD angeht, wissen wir 
natürlich, dass wir längst nicht 
mehr zu dem Teil der Bevölke-
rungsgruppe zählen, der für sie 
wichtig ist. Und doch hat mich de-
ren Ignoranz zutiefst enttäuscht. 

Der andere Fall ist die AfD. Wir 
haben bei der letzten Abstimmung 
über die Opferrente im Bundestag
erfahren, dass sich diese Partei 
nicht wirklich für uns einsetzt. Sie 
hat gegen die Erhöhung gestimmt.
Mag sein, dort finden interne Flü-
gelkämpfe um eine einheitliche 
Linie statt und man hat hinrei-
chend mit Vorwürfen und Schuld-
zuweisungen der großen Medien 
zu tun, doch dies geht anderen Par-
teien nicht besser. Man hätte aber 
zumindest die Gelegenheit gehabt,
im Verhalten zu den SED-Opfern 

Flagge zu zeigen. Das wurde ver-
säumt. Und um das Schüler- Inter-
view mit dem AfD-Vorsitzenden 
Crupalla im ZDF zu kommentie-
ren, wo es um deutsche Gedichte 
ging, kann ich nur im Sinne von 
Heinrich Heine anfügen: Ich weiß 
nicht, was soll es bedeuten. 

Nun einige Anmerkungen zur Si-
tuation der VOS. Nach mehreren 
Anläufen findet im Oktober die 
fällige Generalversammlung in 
Präsenz statt. Wir werden einen 
neuen Bundesvorstand bekommen. 
Wie er sich zusammensetzt, wird 
die Abstimmung ergeben. Ob dies 
unser letztes großes Zusammen-
treffen sein wird, bleibt abzuwar-
ten. Epidemien und Pandemien, 
die solche Veranstaltungen verhin-
dern, wird es immer wieder geben, 
und letztlich stehen wir als Ver-
band und auch als Opfergruppe vor 
dem Problem der Überalterung. 
Mehrfach wurde die Empfehlung 
ausgesprochen, wir sollten uns ir-
gendwann in Ehren und mit einer 
großartigen Bilanz auflösen, um 
nicht eines Tages zu implodieren 
oder in eine kollektive Siechstarre 
zu verfallen. Man sollte offen und 
realistisch und im Beisein der Op-
ferbeauftragten über alles diskutie-
ren und entscheiden.

Ein wichtiger – vielleicht der 
wichtigste – Faktor der Verbands-
arbeit ist unsere Zeitung. Ich weiß, 
dass nicht alle Kameradinnen und 
Kameraden alles lesen, was hier 
geschrieben steht, und nicht alle 
sind mit den Inhalten einverstan-
den. Und mitunter erkenne ich 
nach der Veröffentlichung, dass 
ich (ein wenig) über das Ziel hin-
aus geschossen bin. Mein gedach-
tes Redaktionsteam ist leider auch 
viel zu sehr von mir abhängig, um 
mich zu korrigieren oder zu brem-
sen. Ich bin dankbar, wenn ich 
dann bei den Leserinnen und Le-
sern auf Großzügigkeit stoße.

Zeitlich gesehen schließe ich 
nunmehr das 24. Jahr als Redak-
teur ab. Damit habe ich Sigurd 
Binski um mehrere Jahre übertrof-
fen. Die Entscheidung über die 
Fortführung wird vermutlich im
nächsten Jahr fallen, wobei meine 
Ärzte und meine Familie sicher ein 
kräftiges Wörtchen mitreden.

Bis zur Ausgabe
Ihr Alexander Richter-Kariger
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CDU: „Eine abermalige Erhöhung der SED-Opferrente ist nicht vor-
gesehen.“ Die Wahlprüfsteine offenbaren: Nur FDP gibt eine Zusage
Wie vor jeder Wahl wollte die VOS auch diesmal wissen, inwieweit die Parteien 
Bereitschaft an weiteren Wiedergutmachungsleistungen für die SED-Opfer zeigen
(FG) Wie vor den Bundestagswahlen üblich, 
hat die VOS auch in diesem Jahr an die Par-
teien, die für den Einzug ins Parlament in 
Frage kommen, sogenannte Wahlprüfsteine 
erarbeitet und eingereicht. Darin enthalten 
sind Fragen, die sich mit der weiteren Ver-
besserung der Lage der SED-Opfer, inson-
derheit der ehemaligen politischen Häftlinge, 
befassen. Dazu gehören auch Erkundigun-
gen, die im Zusammenhang mit der politi-
schen Situation in Deutschland stehen und 
die aus VOS-Sicht wichtig sind. Ebenso be-
fasst sich eine Anfrage mit dem nach wie vor 
nicht völlig gelösten Konflikt um die Abset-
zung des früheren Gedenkstättenleiters 
Knabe (Berlin-Hohenschönhausen), der aber 
nach derzeitigem Stand durch den Senat von 
Berlin zu klären wäre.

Die Fragen wurden durch unseren Kame-
raden Felix Heinz Holtschke erarbeitet und 
eingereicht. Kamerad Hotschke hat auch die 
Erwiderungen der Parteien in Empfang ge-
nommen und an den Redakteur der Frei-
heitsglocke weitergeleitet, der sie für die 
Veröffentlichung aufbereitet hat. Der Re-
dakteur sagt im Namen der VOS danke.

Hingewiesen werden muss auf das Fehlen 
von Rückmeldungen von AfD und SPD. Die 
SPD hat es nicht geschafft, die Fragen zu be-
antworten, die AfD hat nicht reagiert.

Mit der Veröffentlichung der Stellung-
nahmen der Fraktionen zu unseren Wahl-
prüfsteinen ist deren Haltung – unabhängig 
vom Ausgang der Wahl – dokumentiert. Le-
sen Sie nachstehend die Fragen (Wahlprüf-
steine) und die Erwiderungen.

Die Höhe der SED-Opferrente ist mit 330 €/Monat 
im Vergleich zur Ehrenpension für die Opfer des 
NS-Regimes bescheiden, obwohl die Opfer der 
SED-Diktatur ähnlich schwer zu leiden hatten. 
Wird Ihre Partei sich für eine spürbare Erhöhung 
der Rente für die Opfer der zweiten deutschen Dik-
tatur einsetzen?
Bündnis 90 (Grüne)
Im Bundestagswahlprogramm von Bündnis 90/ Die 
Grünen setzen wir GRÜNE uns ausdrücklich für eine 
substantielle Erhöhung der Entschädigungsleistungen 
für die Opfer der SED-Diktatur ein. Darüber hinaus 
wollen wir den Weg zu diesen Entschädigungsleistun-
gen vereinfachen, da es nicht hinnehmbar ist, dass Be-
troffene jahrelang vor Gericht um diese kämpfen müs-

sen. Zudem wollen wir die Knüpfung an Bedingungen 
wie „Bedürftigkeit“ aufheben. 
CDU/CSU
Eine abermalige Erhöhung der SED-Opferrente ist 
nicht vorgesehen; sie müsste im Zusammenhang mit 
anderen Entschädigungsregelungen geprüft werden.
FDP
Die Bundestagsfraktion der Freien Demokraten hat 
sich bei der letzten Anpassung für eine Erhöhung der
Opferrente und zudem für eine schnellere Überprü-
fung der Höhe der Zahlungen (alle drei Jahre) durch 
das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz (BMJV) eingesetzt, die sich an der Ent-
wicklung von Nettoeinkommen, Verbraucherverhalten 
und Lebenshaltungskosten orientiert (vgl. Änderungs-
antrag BT-Drs.-19/14429).
Die Linke
Aus unserer Sicht verbittet sich jede Gleichsetzung der 
Opfer des deutschen Faschismus, die in Konzentrati-
onslagern unter elenden Bedingungen in ständiger To-
desangst leben und schwerste Formen von Zwangsar-
beit verrichten mussten, mit den politisch Verfolgten 
in der DDR. 

Ehrenpensionen für Opfer des NS-Regimes werden 
seit 1992 nicht mehr in dieser Form gewährt, die ent-
sprechenden Ansprüche sind in das Entschädigungs-
rechtsgesetz überführt worden. Es enthält auch eine 
Regelung, nach der eine eigene Verletzung von 
Grundsätzen der Menschlichkeit oder der Rechtsstaat-
lichkeit vom Bezug der Entschädigungsrente aus-
schließt.
Die Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen steht 
unter der Obhut des politisch schwer belasteten 
Kultursenators Lederer. Unterstützt Ihre Partei 
unsere Forderung, die Zuständigkeit für diese Ge-
denkstätte sowie analoger Gedenkorte Vertretern 
der SED-Nachfolgepartei grundsätzlich zu entzie-
hen?
Bündnis 90 (Grüne)
Die Regelungen zur Zuständigkeit für die Gedenkstät-
te obliegen dem Land Berlin.
CDU / CSU
CDU und CSU sind der Auffassung, dass Aufklärung 
über historische Ereignisse nicht nur über Lehrbücher 
vermittelt werden sollte, sondern auch durch fachdi-
daktisch begleitete Besuche von Gedenkstätten und 
Erinnerungsorten. Wir fordern daher, die historisch-
politische Bildung durch die Intensivierung von Ge-
denkstättenfahrten zu fördern. 

Insoweit ist die Gedenkstätte Berlin- Hohenschön-
hausen ein wichtiger Ort unserer Erinnerungskultur. 
Wenn die Wähler in Berlin die Möglichkeit eröffnen, 
eine Koalition aus SPD, Grüne (gemeint ist die Partei 
Bündnis 90 / Die Grünen – d. Red.) und Linke zu bil-
den, dann liegt es in Händen dieser Koalition, die Zu-
ständigkeiten festzulegen. → Seite 5 oben
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FDP
Die Zuständigkeit für die Gedenkstätte einem Mitglied 
der SED-Nachfolgepartei zu übertragen, zeugt von 
wenig Sensibilität im Umgang mit den Anliegen und 
Bedürfnissen der Opfer.
Die Linke
Nein. DIE LINKE und zuvor die SED und PDS hat 
sich in zahlreichen Beschlüssen von Parteitagen und 
des Parteivorstandes klar und deutlich zum Bruch mit 
dem Stalinismus als System, der Absage an autoritäre 
Vorstellungen eines Staatssozialismus und zur Univer-
salität und Unverbrüchlichkeit der Menschenrechte 
bekannt. 

Gerade Klaus Lederer steht für eine kritische Aufar-
beitung der Geschichte der DDR und der SED. Gerade 
in seiner Kulturpolitik wird deutlich, welchen Stel-
lenwert eine plurale und vielfältige Gesellschaft für 
DIE LINKE als Ganzes hat.
Dem PET-Ausschuss (Petitionsausschuss – d. Red.)
liegt seit 2018 die von UOKG/VOS/IEDF einge-
reichte Beschwerde-Petition 3-19-11-8222-006233 
zur Entscheidung vor. Wird sich Ihre Partei dafür 
einsetzen, dass die Petition von unabhängiger Seite 
geprüft wird und es absehbar zu einem tragfähigen 
Beschluss für die Betroffenen kommt?
Bündnis 90 (Grüne)
Über 30 Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung 
ist es nicht hinnehmbar, dass immer noch große Un-
terschiede in der Rentenberechnung zwischen Ost-
und Westdeutschland bestehen. Dass ehemalige Ge-
flüchtete und Übersiedler*innen durch das Renten-
überleitungsgesetz besonders benachteiligt werden, ist 
mehr als tragisch. 

Bereits mehrfach haben wir GRÜNE auf Verbesse-
rungsbedarf hingewiesen und fordern hier grundsätzli-
che Reformen. Natürlich unterstützen wir deshalb 
auch die eingereichte Petition. 
CDU/CSU
Die adressierte Petition wird vom Petitionsausschuss 
des Deutschen Bundestages bearbeitet. CDU und CSU 
setzen sich dafür ein, dass jede vollständig eingereich-
te Petition geprüft und ordnungsgemäß bearbeitet 
wird.
FDP
Wir unterstützen eine unabhängige Prüfung. Als Freie 
Demokraten setzen wir dabei auf den Austausch mit 
externen Partnerinnen und Partnern, um mit deren Ex-
pertise eine gute Lösung zu finden.
Die Linke
Als einer der wenigen Ausschüsse des Deutschen 
Bundestages ist der Petitionsausschuss im Grundge-
setz ausdrücklich genannt und muss eingerichtet wer-
den. Dies drückt seinen hohen Stellenwert aus. Ihm 
obliegt es daher, von den Bürgerinnen und Bürgern 
eingereichte Petitionen nach eigenem Ermessen zu be-
urteilen. Dafür kann er sich in Öffentlichen Anhörun-
gen auch externer Sachverständiger bedienen.

Die monatliche Aufwandsentschädigung für Abge-
ordnete des Bundestages wird jährlich zum 1. Juli 
anhand des vom Statistischen Bundesamt ermittel-
ten Nominallohnindex i. d. R. nach oben angepasst. 
Wird sich Ihre Partei dafür einsetzen, bei der SED-
Opferrente ab der 20. Legislaturperiode analog zu 
verfahren?
Bündnis 90 (Grüne)
Bereits während des gesetzgeberischen Prozesses, der 
zu der letzten Reform der Rehabilitierungsgesetze 
führte, forderte die Bundestagsfraktion von Bündnis 
90/Die Grünen die Dynamisierung der Ausgleichsleis-
tungen nach §8 BerRehaG und §17a StrRehaG. Zu 
dieser Forderung stehen wir weiterhin und halten es 
dringend für nötig, hier nachzubessern.
CDU / CSU 
Eine Anpassung der SED-Opferrente an einen Index-
wert ist nicht vorgesehen.
FDP
Die Fraktion der Freien Demokraten hat sich bei der 
Beratung des Entwurfs eines „Sechsten Gesetzes zur 
Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften 
für Opfer der politischen Verfolgung in der ehemali-
gen DDR" mit einem Änderungsantrag für folgende 
Regelung eingesetzt: "Das Bundesministerium der
Justiz und für Verbraucherschutz überprüft im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen re-
gelmäßig in einem Abstand von höchstens drei Jahren 
die Höhe der monatlichen besonderen Zuwendung für 
Haftopfer unter Berücksichtigung von Stand und Ent-
wicklung von Nettoeinkommen, Verbraucherverhalten 
und Lebenshaltungskosten“ (vgl. Änderungsantrag 
BT-Drs.-19/14429).
Die Linke
DIE LINKE im Bundestag hat sich bereits in der ver-
gangene Wahlperiode für eine Erhöhung der Entschä-
digungszahlungen ausgesprochen, unter anderem um 
sie den gestiegenen Lebenshaltungskosten anzupassen. 
Der Antrag wurde leider von der Koalition von 
CDU/CSU und SPD abgelehnt.
Anspruch auf die Opferrente nach §17a StrRehaG 
haben nur diejenigen, die ab 8. 5. 1945 bis zum 3.
10. 1990 auf dem Gebiet der ehemaligen DDR in-
haftiert waren. Unterstützt Ihre Partei unsere For-
derung, dass DDR-Bürger auch anspruchsberech-
tigt sind, die aus politischen Gründen in Ostblock-
staaten in Haft kamen? 
Bündnis 90 (Grüne)
Grundsätzlich wäre eine solche Reform denkbar und 
wünschenswert. Bündnis 90/Die Grünen treten für ei-
ne europäische Perspektive auf die SED-Diktatur ein 
und es wäre nicht sinnvoll, bei der Entschädigung der 
Opfer unnötige Hürden aufzubauen. Im Idealfall wün-
schen wir GRÜNE uns bei der Zahlung solcher Ent-
schädigungsleistungen eine Kooperation mit unseren 
europäischen Partnern.
CDU / CSU
Eine Erweiterung des Personenkreises der SED-
Opferrente ist nicht geplant. → Seite 6 oben



6

6

→ von Seite 5 unten

FDP
Eine Berücksichtigung von in anderen Staaten began-
genem Unrecht in den Rehabilitierungsgesetzen for-
dern wir Freien Demokraten derzeit nicht.
Die Linke
Eine solche Erweiterung wäre zumindest für die Fälle 
zu prüfen, bei denen die Inhaftierung auf das Betrei-
ben von Stellen der DDR zurückzuführen ist.
Die besonderen Zuwendungen für politische Haft-
opfer laut § 17a StrRehaG sind derzeit an eine de-
mütigende Bedürfnisklausel sowie an eine Min-
desthaftzeit von 90 Tagen geknüpft. Tritt Ihre Par-
tei für die Aufhebung dieser willkürlichen und dis-
kriminierenden Regelungen ein? 
Bündnis 90 (Grüne)
Wie teilweise bereits thematisiert, wurden beide For-
derungen bereits während des letzten Reformprozesses 
der Rehabilitierungsgesetze von uns erhoben und wir 
GRÜNE stehen weiterhin dazu. 

Die Knüpfung an diese Vorbedingungen wider-
spricht eklatant dem Gedanken der Wiedergutma-
chung, der den Rehabilitierungsgesetzen zugrunde 
liegt. Insofern setzen wir GRÜNE uns für eine Aufhe-
bung beider Hürden ein. 
CDU / CSU 
Die in der Frage genannte Regelung einer Mindest-
haftzeit war für die Einführung einer SED-Opferrente 
notwendig, damit sich die regelmäßig monatliche Zu-
wendung in das System der übrigen Rehabilitierungs-
und Entschädigungsregelungen einpasst. 

Die Anknüpfung an die wirtschaftliche Bedürftigkeit 
orientiert sich an vergleichbaren Regelungen für ande-
re Opfergruppen (u. a. NS-Opfer), die ebenfalls unter 
diesen Voraussetzungen eine monatlich wiederkeh-
rende Leistung erhalten. Insofern ist immer wieder zu 
überprüfen, ob eine Erhöhung der materiellen Leis-
tungen oder eine andere Begünstigung machbar ist.
FDP
Wir Freien Demokraten treten nach wie vor für eine 
SED-Opferpension ein, die den Betroffenen unabhän-
gig von einer wirtschaftlichen Bedürftigkeit zustehen 
soll. Die monatliche Leistung sollte unabhängig von 
anderen Ansprüchen sein und nicht auf diese ange-
rechnet werden können. 

Eine weitere Absenkung der Mindesthaftzeittage 
planen wir derzeit nicht.
Die Linke
Ja. DIE LINKE spricht sich dafür aus, eine Entschädi-
gung auch für kürzere Haftzeiten zu gewähren, weil 
diese häufig als Teil der Zersetzungsmaßnahmen vor-
genommen wurden.
In medizinischen Fachkreisen ist unstrittig, dass 
sich psychische Langzeitfolgen durch politische
Haft häufig in sogenannten posttraumatischen Be-
lastungsstörungen widerspiegeln. Tritt Ihre Partei 
dafür ein, dass den Betroffenen zukünftig im An-
erkennungsverfahren die Beweislastumkehr einge-
räumt wird? 

Bündnis 90 (Grüne)
Die Probleme, die sich bei der Anerkennung und fach-
lichen Behandlung der sog. „komplexen Trauma-
Folgestörungen“ bei Betroffenen ergeben, sind be-
kannt und wir GRÜNE setzen uns auch hier für sub-
stantielle Verbesserungen ein. Einerseits muss der 
rechtliche Rahmen für die Feststellung im Sinne der 
Betroffenen vereinfacht werden, andererseits müssen 
entsprechende Angebote psychotherapeutischer Bera-
tung und Hilfe geschaffen werden.
CDU /CSU
Eine Beweislastumkehr ist nicht vorgesehen.
FDP
Wir halten Beweiserleichterungen für die Betroffenen 
für erwägenswert, weil das Rehabilitierungsverfahren 
lange zurückliegende Sachverhalte betrifft und es den
Antragstellen oft schwerfällt, das Vorliegen der Reha-
bilitierungsvoraussetzungen hinreichend nachzuwei-
sen.
Demnächst werden in das Bundesarchiv ca.15.480 
Säcke von geschredderten Geheimakten des MfS 
eingelagert. Wird sich Ihre Partei für deren effek-
tive und schnellstmögliche Rekonstruktion einset-
zen, um bislang ungeklärte Machenschaften der 
SED-Diktatur aufzuklären und beteiligte Akteure 
zu identifizieren?
Bündnis 90 (Grüne)
Durch die Reform des Stasi-Unterlagen-Gesetzes und 
des Bundesarchivgesetzes wurde die Rekonstruktion 
zerstörter Akten zum gesetzlichen Auftrag des Bun-
desarchivs gemacht und wir GRÜNE unterstützen 
ausdrücklich die Anstrengungen, dieses voran zu trei-
ben. Im Sinne der Betroffenen und für die wissen-
schaftliche Forschung ist es unumgänglich, die Akten 
schnellstmöglich zu rekonstruieren, da die Zerstörung 
der Akten durch die Stasi kein Hindernis für die Auf-
arbeitung des SED-Unrechts sein darf. 
Die Linke
Die Sicherung des Archivguts ist nun Aufgabe des 
Bundesarchivs und wird dort nach bewährten archiva-
rischen Grundsätzen vorgenommen. Die zeit- und per-
sonalaufwendige Rekonstruktion von Akten erfolgt 
dann, wenn daraus mit neuen historischen Erkenntnis-
sen zu rechnen ist. Daher fordern wir, ausreichend 
Mittel für diese Arbeit bereitzustellen. Das Archivgut 
muss der historischen Forschung in vollem Umfang 
zur Verfügung stehen, dies umfasst auch Akten, die 
Personen der Zeitgeschichte in der BRD (Bundesre-
publik Deutschland – d. Red.) betrifft. Wir fordern au-
ßerdem die Offenlegung aller Akten der westdeut-
schen Geheimdienste, die ihre Tätigkeiten auf dem 
Gebiet der DDR betreffen.
Bündnis 90 (Grüne)
Durch die Reform des Stasi-Unterlagen-Gesetzes 
und des Bundesarchivgesetzes wurde die Rekon-
struktion zerstörter Akten zum gesetzlichen Auftrag 
des Bundesarchivs gemacht und wir GRÜNE unter-
stützen ausdrücklich die Anstrengungen, dieses vo-
ran zu treiben. → Seite7 oben
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Im Sinne der Betroffenen und für die wissenschaftli-
che Forschung ist es unumgänglich, die Akten 
schnellstmöglich zu rekonstruieren, da die Zerstörung 
der Akten durch die Stasi kein Hindernis für die Auf-
arbeitung des SED-Unrechts sein darf. 
Die ehem. DDR wird mehrheitlich als Unrechts-
staat bewertet. Folgerichtig müssten die Staats-
symbole, wie Fahnen, SED-, MfS- und NVA-
Symbole in der Öffentlichkeit verboten werden. 
Unterstützt Ihre Partei unsere diesbezügliche For-
derung?
FDP
Als Freie Demokraten haben wir Zweifel am rechtspo-
litischen Sinn des Verbotes von Symbolen. Nicht ohne 
Grund ist die Verwendung bestimmter Symbole nur in 
ausgewählten Fällen strafbar, nämlich im Zusammen-
hang mit Vereins- und Parteiverboten, weil eine Ver-
wendung dieser Symbole faktisch die Tätigkeit des 
Vereins oder der Partei fortsetzen würde, oder der 
Verwendung nationalsozialistischer Organisationen. 
Das Verbot eines Symbols ersetzt nicht die kritische 
Auseinandersetzung mit den dahinterstehenden Ge-
danken. Gerade diese kritische Auseinandersetzung 
mit dem Unrecht der DDR und denen, die dies nicht 
anerkennen oder relativieren wollen, halten wir wei-
terhin für entscheidend.

Lassen Sie uns dazu auch nach der Bundestagswahl 
im Gespräch bleiben.
CDU / CSU
Ein Verbot der DDR-Staatssymbole ist politisch ver-
ständlich, jedoch verfassungsrechtlich umstritten. Eine 
Initiative in dieser Richtung ist daher eher nicht zu 
erwarten.
Die Linke
Nein. Die Ausstellung oder Zurschaustellung von 
Symbolen der DDR, der SED oder ihrer Massenorga-
nisationen erfolgt meist im Kontext eher der Unterhal-
tung oder historischen Aufklärung dienender Einrich-
tungen wie in "DDR-Museen" und ähnlichem, findet 
aber in politischen Kontexten nur selten Verwendung. 
Zudem wird, wie in der Frage richtig angemerkt wird, 
die Titulierung als "Unrechtsstaat" mehrheitlich ver-
wendet, ist aber durchaus strittig. Diese gesellschafts-
politische Debatte sollte nicht durch Verbote entschie-
den werden. In der Frage der NS-Symbolik gelten an-
dere Maßstäbe, weil hier Symbole mit unbestreitbarem 
Bezug zur Rassevernichtungspolitik und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit Gegenstand staatlicher Ver-
bote sind.

***   ***   ***   ***   ***   ***
Nachbemerkung: Die VOS dankt den Parteien für die 
aufschlussreichen Antworten. Die Ansagen sind konk-
ret, einige lassen die Opfer auf weitere Besserungen 
hoffen, andere sind erschreckend enttäuschend.

Es ist seit Längerem Tradition, dass unser Verband 
vor den Bundestagswahlen diese Prüfsteine einreicht. 
Umso bedauerlicher ist es, dass die SPD sich diesmal 
einer Antwort enthalten hat. FHH, MBK, HD, ARK

Es vergeht kein Tag, an dem ich 
mich nicht in der Haft befinde
Die Nachwirkungen sind schlimm und machen 
wenig Hoffnung für die Zukunft 
 Zunächst meinen Dank für die Wünsche der VOS
zu meinem 65. Geburtstag. Bin noch immer wegen des 
Krebses in Behandlung, war auch letztens wieder in 
der Röhre, doch man konnte nichts finden.

Mir macht die damalige politische Verfolgung noch 
schwer zu schaffen, und es vergeht kein Tag, an dem 
ich mich nicht wieder in Gefangenschaft befinde. Dies 
geschieht sehr zum Leidwesen meiner Gattin, die mei-
ne Gedanken, die ich irgendwie im Gespräch loswer-
den muss, kaum noch ertragen kann. Ich kann sie ver-
stehen, aber ich habe sonst niemanden, mit dem oder 
der ich über dieses Thema reden kann. In dieser Mise-
re würde nicht mal eine Kur helfen.

Was unsere Situation anbelangt, frage ich mich 
schon, warum lässt man uns ehemalige politische Ver-
folgte im Stich? Wir haben doch für Freiheit und De-
mokratie gekämpft, und viele sind dabei zum Krüppel 
an Leib und Seele geworden – so auch ich.

Meine Frau und ich hatten noch nie Urlaub und kön-
nen uns nicht mal einen Plasmabildschirm leisten, da 
ich immer wieder krank war, was eindeutig aus der 
Haft resultiert. Dennoch will ich nicht jammern und 
mich beklagen, ich bin immerhin noch am Leben, was 
viele unserer Kameradinnen und Kameraden nicht ge-
schafft haben. Sie sind kurze oder längere Zeit nach 
der Haftentlassung verstorben.

Habe alles an Besitz verloren und nichts wiederbe-
kommen. Aber ich bin seinerzeit nicht vor der Stasi zu 
Kreuze gekrochen, trotz der Androhung einer Exeku-
tion, wobei man sich mit einer Schein-Exekution be-
reits an mir vergangen hatte. 

Nun habe ich meine Heimat und all mein Gut verlo-
ren, doch meine Ehre habe ich noch, und die kann mir 
keiner nehmen, obwohl ich mir dafür nichts kaufen 
kann und es keiner sieht. 

Bitte um Entschuldigung für diesen heftigen 
Schreibstil, ich musste meiner Seele wieder einmal 
Luft machen. Meine Hände zittern und sind teils taub, 
was auf die letzte Chemotherapie zurückzuführen ist. 

Hermann-Hugo Kästner (30. August 2021)
(aus Platzgründen leicht gekürzt)

Lieber Kamerad Hermann-Hugo Kästner,
danke für deinen Brief. Du bist nicht der Einzige, der 
schwer leidet. Aber als VOS sind wir eine Gemein-
schaft und halten zusammen. Unser Verband setzt sich 
im Sinne aller ehemaligen politischen Verfolgten für 
Verbesserungen ein. Manches dauert lange, doch es ist
nicht aussichtslos. 

Es ist gut, dass du so tapfer und voller Geduld an 
deinem Schicksal tragen kannst, und ganz sicher wirst 
du mit deinem Schreiben auch anderen Mitgliedern 
Mut und Hoffnung geben. Wir alle haben die Haft und 
die Diktatur nicht deshalb überstanden, damit wir nun 
in der Freiheit resignieren. ARK
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Nine-Eleven. Alles wurde anders, auch für uns ehemalige Häftlinge
Der islamistische Angriff auf das WTC war ein Angriff auf die gesamte demokratische Welt
Wenn man die Aufnahmen vom 9. 
September 2001 nach 20 Jahren 
heutigen tags erneut ansieht, kann 
man es immer noch nicht fassen.
Damals wie heute stellt sich die 
Frage: Wie können Menschen –
aus welch niederen Motiven auch 
immer – zu solch einer sinnlosen 
Brutalität fähig sein? Selbst die 
Generationen, die den Zweiten 
Weltkrieg miterlebt haben, waren 
damals voll des Schreckens. Ein 
Luftangriff ungeahnten Ausmaßes, 
der eher einem der vielen niveau-
armen Sciencefiction- Streifen ent-
lehnt zu sein schien, erschütterte 
die Weltenordnung und trat im 
Nachhinein kriegerische Lawinen 
los, deren Folgen uns inzwischen 
zunehmend Angst machen. War es 
bis dahin die Erinnerung an die 
Schrecken der kommunistischen 
Gewaltherrschaft, vor der sich der 
demokratisch orientierte Teil der 
Menschheit fürchtete, so wurde der 
Islamismus zu dem, was er bis 
heute ist und vermutlich lange 
noch bleiben wird: ein Feindbild 
unserer westlichen Gesellschaft. 

Für uns Opfer des Kommunis-
mus begann mit der Zerstörung des 
World Trade Centers eine neue 
Zeitrechnung. Man redete zwar 
weiter über uns, man bedauerte die
Schicksale, man besuchte die Ver-
anstaltungen und versprach weitere 
Gedenkstätten, doch es war abzu-
sehen, dass die Furcht vor weiteren 
islamistischen Anschlägen und 
breiten Terrorakten die politischen 
Diskussionen dominieren würden. 
Die USA sahen sich, noch bevor 
sie einige Zeit später in Afghanis-
tan militärisch in Aktion traten, 
nunmehr in einem Krieg, der frei-
lich eher in den Medien seinen 
Schauplatz hatte. Wer bei Flugrei-
sen versehentlich ein Taschenmes-
ser im Koffer mitführte oder we-
gen der übertrieben Gepäckkon-
trollen den Kopf schüttelte, war 
verdächtig. Unter Präsident Bush 
jun. kam es dann zu unvermeidli-
chen Gegenaktionen. Krieg in Af-
ghanistan und in Vorderasien.
Landstriche wurden besetzt, Dikta-
toren gestürzt, und nach dem Ab-
rücken der Truppen blieben insta-
bile politische Systeme zurück, die 
immer wieder durch Terrorakte 

und Selbstmordanschläge von sich 
Reden machten. 

Ganz schnell änderten sich die 
globalen Machtverhältnisse. Die 
einstige Konfrontation zwischen 
westlicher Welt und Sowjetblock 
gab es nicht mehr. Russlands Be-
deutung als Großmacht schrumpf-
te, aus der Tiefe Asiens blähte sich 
dafür die Diktatur in China auf. 
Eine Weltmacht mit gezielten 
Wirtschaftsstrategien und rasant 
wachsendem Militärpotenzial setz-
te zu einer kaum erwarteten Ex-
pansion an. Selten zuvor hatte es 
eine Diktatur gegeben, die im Mil-
lionenmaßstab derart hemmungs-
los Menschenrechte mit Füßen trat 
und sich brutal lächelnd über die 
Kritiken und Vorwürfe des Aus-
lands hinweg setzte. 

Weniger offensichtlich, aber 
nicht weniger wirkungslos gewan-
nen auch die Länder der arabi-
schen Region an Einfluss. Ein un-
vorstellbarer Reichtum, den die 
Ölvorkommen einer nur dünnen 
Schicht an Menschen bescherten, 
machte sowohl militärische Pro-
gramme wie auch wirtschaftliches
Wachstum möglich. Die wenigsten 
Menschen in Europa oder den 
USA wissen um die Verflechtun-
gen der „Scheichs“ mit der restli-
chen Welt. Zum einen sind es die 
Verbindungen zu den westlichen 
Wirtschaftsimperien, zum anderen
die Geldströme und Waffenliefe-
rungen zu den Taliban und zum IS.

Nun war es ausgerechnet Präsi-
dent Donald Trump, der erkannt 
hat, dass kein demokratisch ge-
führter Staat alle Konflikte der 
Welt beheben kann. Eine Unzahl 
an Menschenopfern und riesige 
Summen Geldes, die geflossen 
sind, haben keine Änderungen be-
wirkt. Die Situation nach dem Ab-
zug der Truppen aus Afghanistan 
zeigt deutlich genug, dass im 
Grunde nichts erreicht wurde, dass 
vielmehr einem Unrechtsregime 
Vorschub geleistet wurde, auf das 
die Welt nun mit Grausen schaut. 

Wir SED-Opfer haben in all den 
Jahren weiter für unsere Sache ge-
kämpft und für die Aufarbeitung 
geworben. Wir haben die Opfer-
rente durchgesetzt und betreiben 
Zeitzeugen-Arbeit. Aber nebenbei 

stellen wir fest, dass die zwei Jahr-
zehnte nach „Nine-Eleven“ unsere 
Situation und uns selbst trotzdem
verändert haben. Sieht man sich 
die Fotos der Gedenkfeiern an, 
dann müssen wir zugeben, wir sind 
alt und grau, teils krank und pfle-
gebedürftig geworden, und unsere 
Reihen haben sich erschreckend 
gelichtet. Wir sind in vielem ab-
hängig, wir betteln um bessere 
Leistungen und lassen uns demüti-
gen, indem Briefe und Mails an
Politiker*innen unbeantwortet 
bleiben und man uns deutlich sagt,
es ist genug für uns getan worden.

Natürlich ist „Nine-Eleven“ nicht 
daran schuld. Aber dieser furchtba-
re Akt war ein Auslöser. Und die 
Entwicklung ist weitergegangen. 
Neue Szenarien bedrohen die 
Menschheit. Die Klimakatastro-
phe, die Flüchtlingsproblematik 
und neuerdings wieder flächende-
ckend Hungersnöte. Die Macht 
und die Breite der neuen Medien 
forcieren die unverhohlene Hatz 
und Panikmache nach jedem neuen 
Ereignis. Auch hier stehen wir
SED-Opfer am Rand und müssen 
uns vorhalten lassen: Ihr seid mit-
schuldig am globalen Temperatur-
anstieg, ihr habt nichts getan.

Stimmt das? Haben wir durch 
den Sturz des Sowjet-Systems und 
die Wiedervereinigung nicht über-
haupt erst dafür gesorgt, dass man 
über die globale Klima-Situation 
reden kann? Wer hat denn vor 
1989 wirklich hinter die Kulissen 
der kommunistischen Staaten 
schauen und auf die sich anbah-
nende Katastrophe zeigen können? 

Dieser Rückblick ist indessen 
kein Abgesang. Wir sind noch da. 
Und wir können bezeugen, dass 
das, was nach dem Abzug der 
Nato-Truppen in Afghanistan vor 
sich geht, auf andere Weise, aber 
in ähnlicher Grausamkeit nach 
1945 zwischen Oder und Elbe ge-
schehen ist. Darauf weisen wir hin, 
daran erinnern wir: Grausamkeiten 
in der Geschichte sind niemals neu 
erfunden, sie werden stattdessen 
variiert und kopiert. Es wäre si-
cherlich unsinnig, in Afghanistan 
erneut militärisch zu agieren. Aber 
es ist unerlässlich, das dortige Un-
recht aufzuklären. B. Thonn
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Gedenktafel: Nach 30 Jahren die Wahrheit offenkundig gemacht
In Zeitz wurde nicht nur Oskar Brüsewitz zum Opfer der SED-Verbrechen
Die Stadt Zeitz im Burgenland-
kreis liegt im Süden des 1990 ge-
gründeten Bundeslandes Sachsen-
Anhalt. Sie liegt 45 km südwest-
lich von Leipzig an der Weißen 
Elster und hatte 1984 43.000 Ein-
wohner, von denen nach dem 
Mauerfall von 1989 rund 15.000 
nach Westdeutschland abwander-
ten. Von diesen Bevölkerungsver-
lusten waren ausnahmslos alle 
DDR-Städte betroffen. Es lag an 
der Stilllegung ganzer Betriebe 
und Industriezweige, die nach der 
Wiedervereinigung 1990 nicht 
mehr konkurrenzfähig waren, was 
zu Massenarbeitslosigkeit führte. 
In Zeitz wurde beispielsweise die 
1946 gegründete Kinderwagenfab-
rik „Zekiwa“, der größte Betrieb 
dieser Art in Europa, geschlossen. 
Dass die Stadt über keine ausrei-
chenden Steuereinnahmen mehr 
verfügt, kann man an zahlreichen 
verfallenen und leer stehenden 
Häusern erkennen, bei denen oft 
auch die Besitzverhältnisse unge-
klärt sind. 

Im Sommer 1976 errang die zu 
DDR-Zeiten im Bezirk Halle lie-
gende Stadt traurige Berühmtheit, 
nachdem sich Pfarrer Oskar Brü-
sewitz (1929 bis 1976) aus dem 
Dorf Rippicha am 18. August mit 
Benzin übergossen und angezündet 
hatte. Auch in Zeitz gab es, wie 
überall im SED-Staat, mutige 
Menschen, die dafür kämpften, 
dass ihnen die Menschenrechte, 
die ihnen laut DDR-Verfassung 
zustanden, nicht vorenthalten wur-
den. Dafür konnten sie verhaftet 
und zu hohen Zuchthausstrafen 
verurteilt werden, von 1949 bis 
1957 nach Artikel 6 („Boykotthet-
ze“) der DDR-Verfassung vom 7. 
Oktober 1949, seit 1958 nach dem 
Strafrechtsergänzungsgesetz, mit 
dem alle Freiheiten, die Bürgertum 
und Arbeiterklasse im 19./20. 
Jahrhundert erstritten hatten, abge-
schafft wurden.

Dr. Oskar Schmidt, einer der Ini-
tiatoren der Zeitzer Veranstaltung 
vom 11. September, hat in seinem 
umfangreichen „Antrag auf An-
bringung einer Gedenktafel am 
Zeitzer Altmarkt für die Opfer der 
SED-Diktatur“ (54 Seiten) vom 
24. Juni 2020 eine ganze Reihe 

von Bürgerinnen und Bürgern aus 
Zeitz und Umgebung aufgelistet, 
die durch die SED-Klassenjustiz 
Jahre ihres Lebens oder ihre Ge-
sundheit verloren. Der Fall des 
Pfarrers Oskar Brüsewitz ist dabei 
nur der bekannteste.

Da wurde 1950 ein Klempner-
meister, dessen Betrieb verstaat-
licht werden sollte, als „Wirt-
schaftsverbrecher“ für zweieinhalb 
Jahre ins Zuchthaus geschickt. Ein 
Schüler der Polytechnischen Ober-
schule kam wegen einer frechen 
Bemerkung über den SED-Führer 
Walter Ulbricht ein Jahr ins Ge-
fängnis; seinem Bruder wurde, 
nach dem Vorbild der NS-
Sippenhaft, der Lehrvertrag ge-
kündigt. Kirchlich engagierte Ju-
gendliche wurden jahrelang von 
der Staatssicherheit bedrängt, ver-
folgt und zur „Republikflucht“ ge-
trieben, trotz der vom Staat zugesi-
cherten Religionsfreiheit. Antrag-
steller auf Ausreise wurden, um sie 
zur Rücknahme ihres Antrags zu 
zwingen, in die geschlossene Psy-
chiatrie eingewiesen. Die Kinder 
politischer Gegner wurden den El-
tern weggenommen und zur Adop-
tion freigegeben. Alle diese Ver-
stöße gegen Recht und Gesetz wa-
ren republikweit üblich. Die DDR-
Behörden machten sich jedes Ver-
brechens schuldig, das man sich 
nur denken kann.

Die Gedenktafel für die politi-
schen DDR-Häftlinge, die am 11. 
September in drei Meter Höhe auf 
dem Altmarkt am Gewandhaus, 
den früheren Volkspolizeikreisamt, 
angebracht wurde, keine 50 Meter 
vom Denkmal „Den Opfern des 
Faschismus“ entfernt, hat eine lan-
ge Vorgeschichte. Schon 1991, 
zwei Jahre nach dem Fall der 
Mauer in Berlin, der den DDR-
Bürgern Freiheit und Demokratie 
brachte, wurde der Antrag auf 
Schaffung eines Gedenkortes in 
Zeitz gestellt. Damals waren die 
vier Jahrzehnte DDR-Geschichte 
mit gnadenloser Verfolgung An-
dersdenkender im Bewusstsein der 
Bevölkerung noch höchst lebendig. 

Aber auch die Staatspartei SED, 
die den Untergang ihres Staates 
angerichtet hatte und nun unter 
immer wieder neuen Namen wie 

PDS, Linkspartei, die Linke ihre 
reaktionären Geschichtspositionen 
durchzusetzen versuchte, mischte 
als „sozialistische Partei“ in der 
Diskussion kräftig mit. So wurde 
von den Genossen 2005, um die 
Angelegenheit zu verschleppen, 
die Frage gestellt, ob es überhaupt 
während der Besatzungszeit 
1945/49 und in den vier Jahrzehn-
ten danach irgendwelche „Opfer“ 
gegeben hätte. Die noch immer 
starke PDS im Zeitzer Stadtrat 
setzte durch, zunächst eine „Erfor-
schung“ der Stadtgeschichte einzu-
leiten, obwohl bereits ausführliche 
Berichte von politisch Verfolgten 
in Zeitz vorlagen. Der Forschungs-
auftrag wurde an den PDS- Stu-
denten Franz Hammer vergeben, 
der 2008 das gewünschte Ergebnis 
lieferte. Sein 50 Seiten umfassen-
der Text war fast ausschließlich 
der Zeit vor 1945 gewidmet, die 
Zeit nach 1945 wurde auf einer 
halben Seite abgehandelt.

Auch von anderer Seite gab es 
über die Jahre hinweg immer wie-
der Versuche, die Aufklärungsar-
beit über die SED-Diktatur zu stö-
ren und die Anbringung der Ge-
denktafel zu verhindern. Bis zu-
letzt stimmte ein Fünftel des Stadt-
rates von Zeitz dagegen, vermut-
lich „ehemalige SED-Mitglieder 
und Funktionäre“ (Oskar Schmidt). 
Am 3. Oktober 2015, zum 25. Jah-
restag der Wiedervereinigung, er-
schien die Bild-Zeitung mit der 
Schlagzeile „Warum will Zeitz der 
Opfer der SED-Diktatur nicht ge-
denken?“ Das war vor sechs Jah-
ren! Inzwischen ist, obwohl noch 
erhebliche Widerstände bestehen, 
die Gedenktafel angebracht. Man 
kann nur hoffen, dass in einigen 
Jahren die DDR-Geschichte ge-
nauso intensiv erforscht wird wie 
die Geschichte des „Dritten Rei-
ches“. Jörg Bernhard Bilke

Das Zitat: 
In der Politik ist es wie im tägli-
chen Leben: Man kann eine 
Krankheit nicht dadurch heilen, 
dass man das Fieberthermometer 
versteckt.
Yves Montand (Schauspieler und 

Sänger) 13. Oktober 1921 bis 
9. November 1991 

.
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N A C H R U F: Niemals geht man so ganz ...
Mit Siegfried Walther (1928 bis 2021)verliert die Gemeinschaft der Opfer des Stalinismus und alle 
Verfolgten der SED-Diktatur eine ihrer wichtigsten und kreativsten Stützen
Am 06. Juni verstarb unser lang-
jähriger Vorsitzender (1990 bis 
2012) der VOS–Bezirksgruppe 
Freiberg, Siegfried Walther im Al-
ter von 93 Jahren.

Unter großer An-
teilnahme der Frei-
berger Bürgerschaft 
gaben wir am 22. 
Juli 2021dem von 
uns allen hoch ge-
schätzten Kamera-
den Siegfried ein 
letztes Geleit zur 
Beisetzung.

1945 wurde Sieg-
fried Walther als 17-
Jähriger ohne Haft-
begründung und oh-
ne ein Urteil vom 
damaligen NKWD 
in das sowjetische 
Speziallager Mühl-
berg verschleppt. 
1948 verbrachte 
man Siegfried in das 
Speziallager Bu-
chenwald, wo er 
1950 entlassen wur-
de. Er war damals 
bereits gesundheit-
lich schwer gezeich-
net. Nach dem Fall 
der Mauer ergriff 
Siegfried Walther 
1990 die entschei-
dende Initiative zur Gründung der 
VOS– Bezirksgruppe Freiberg /
Brand-Erbisdorf. Mit der Grün-
dung wurde er zugleich ihr erster 
Vorsitzender und bekleidete diese 
Funktion bis 2021. Unter seiner 
Führung wurde unsere Bezirks-
gruppe zu einer der mitglieder-
stärksten und aktivsten nicht nur
im Freistaat Sachsen, sondern in 
der gesamten Bundesrepublik.

Vehement setzte sich Siegfried 
für die längst fällige Rehabilitie-
rung und Anerkennung der Belan-
ge unserer Kameradinnen / Kame-
raden ein. Es ist sein Verdienst, 
dass nach so vielen Jahren, uns 
Opfern der kommunistischen Dik-
tatur, Gerechtigkeit und stufen-
weise die Wiedergutmachung wi-
derfuhr. Siegfrieds Initiative ist es 
vor allem zu verdanken, dass auf 
dem Donatsfriedhof in Freiberg

im Jahr 1995 ein Mahnmal / Ge-
denkstein für die Opfer des Stali-
nismus / Kommunismus von 1945 
bis 1989, errichtet wurde. Weiter-

hin war Siegfried Walther maß-
geblich an der Schaffung von 
Mahnmalen in den ehemaligen 
Speziallagern Mühlberg und Bu-
chenwald federführend. Zu seinen 
besonderen Leistung gehört die
von ihm verfasste wichtige erste 
Broschüre mit Zeitzeugenberich-
ten von unschuldig eingekerkerten
Bürgerinnen und Bürger aus der 
Region Freiberg / Brand – Erbis-
dorf während der Gewaltherr-
schaft 1945 – 1989. Diese Zeit-
zeugenberichte wurden – und
werden auch weiterhin – dan-
kenswerter Weise in Siegfrieds 
Vermächtnis von Klaus Rümmler,
Frank Nemetz und Ariane Zabel
fortgeführt, damit sich die Öffent-
lichkeit, schwerpunktmäßig Schu-
len, Bibliotheken und ähnliche 
Einrichtungen – über das Unrecht 
der kommunistischen Diktatur in-

formieren kann. Für alle seiner 
Verdienste für die Stadt Freiberg 
erhielt Kamerad Siegfried Walther 
im Jahre 2000 den Bürgerpreis der 
Bergstadt Freiberg.

Siegfried Walther war ein cha-
rakterlich großartiger Mensch, er 
war sowohl ein guter Freund wie 
auch ein zuverlässiger, bescheide-
ner Kamerad. Ohne ihn hätten wir 
vieles nicht erreicht, er hat in der 
Aufarbeitung Lücken geschlossen 
und uns somit große Verdienste 
erwiesen. 

Immer wenn wir gemeinsam 
jährlich am 17. Juni dem Tag des 
Volksaufstandes 1953, am 13. 
August, dem Tag des Mauerbaues 
in Berlin und am Volkstrauertag 
den Opfern gedenken, bist du lie-
ber Siegfried mitten unter uns da-
bei. Das Gedenken an Kamerad 
Siegfried Walther werden wir stets 
in Ehren halten und unsere Arbeit 
in seinem Sinne fortsetzen.
Karl–Heinz Mantau, August 2021
VOS-Bundesvorstand, Bundesge-

schäftsführer und Redakteur 
schließen sich den Beileidswün-
schen an. Wir werden den Ver-
storbenen ehrenvoll in unserem 

Gedenken bewahren.

M e i n u n g
Mit Geld ist das 
nicht erklärbar

Für die Rentner im Osten gibt es 
bekanntermaßen 27 Sonderver-
sorgungssysteme mit Zusatzren-
ten. Es betrifft 1,3 Mio. Emp-
fänger. Näheres im Internet. 

Laut Erhebung der Deutschen 
Rentenversicherung wäre es bei 
uns RÜG-Benachteiligten mit 
FRG-Rentenanspruch nur ein 
Bruchteil im Verhältnis zu den 
DDR-Sonderversorgten.

Die Ablehnung uns Opfern ge-
genüber ist nicht mit Geld er-
klärbar. Was aber ist es dann? 
Keiner in der Politik (es mag 
wenige Ausnahmen geben) 
scheint sich dazu Gedanken zu 
machen bzw. Tatsachen zu reali-
sieren. C. L.

per Email an die Redaktion 
der Freiheitsglocke gesandt
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Mitgliedschaften: Welche Bedeutung hat die UOKG für die VOS?
Der Beitrag wurde erhöht, die Stimmenparität bleibt für die VOS jedoch unbefriedigend
Anlässlich der durch eine Sat-
zungsänderung herbeigeführten 
Beitragserhöhung zur Mitglied-
schaft von Verbänden und Initiati-

ven in der Union der Opferverbän-
de kommunistischer Gewaltherr-
schaft am 28. August 2021 stellte 
die VOS einen Antrag, durch den 
sie eine den Mitgliederzahlen adä-
quate Aufteilung des Stimmrechts 
erreichen will. Demnach wird 
Verbänden und Initiativen mit bis 
zu 25 Mitgliedern ein Beitragssatz 
von jährlich 60 Euro zugewiesen. 
Verbände und Initiativen mit 25 
bis 500 Mitgliedern zahlen 100 
Euro Jahresbeitrag, und solchen, 
die über 500 Mitglieder haben, 
wozu die VOS gehört, wird ein 
Beitrag von 140 Euro pro Jahr be-
rechnet. Demgegenüber steht nach 
wie vor ein verzerrtes Stimmrecht 
bei Entscheidungen und Beschlüs-
sen, die durch die UOKG gefasst 
werden, wozu auch die Wahlen des 
Vorstandes gehören. Laut Satzung 
sind alle Verbänden und Initiativen 
mit einer Stimme ausgestattet. Das 
heißt, die Stimme von Verbänden 
und Initiativen mit einstelliger 
Mitgliedszahl wiegt gleichermaßen 
viel wie die eines Verbandes mit 
mehr als 500 Mitgliedern. 

Diese Aufteilung ist weder ma-
thematisch noch rechtlich nach-
vollziehbar. Die VOS hat in vo-
rausgegangenen Sitzungen mehr-
fach auf das Ungleichverhältnis 
hingewiesen und Korrekturen ge-
fordert. Durch die geänderte Bei-
tragssatzung hat der Dachverband 

allerdings selbst die Argumente für 
die Neuordnung des Stimmenver-
hältnisses geschaffen. 

In diesem Zusammenhang muss 

darauf hingewiesen werden, dass 
der Beitritt und die Mitgliedschaft 
unseres Opferbandes in der UOKG 
seit langem umstritten ist. Übli-
cherweise stellen in derartigen Zu-
sammenschlüssen Mitgliedsver-
bände zudem die Vorsitzenden, die 
zahlenmäßig und vom gesell-
schaftspolitischen Einfluss her am 
gewichtigsten sind. Zweifellos ist 
dies in der UOKG die VOS.

Rückblickend wird dies durch die 
Ausübung dieser Funktion durch 
Rainer Wagner bestätigt, der lange 
UOKG-Vorsitzender gewesen ist 
und zugleich Mitglied in der VOS 
war. Kamerad Wagner hat dabei ei-
ne gute, ausgewogene Arbeit ge-
leistet und wurde später Bundesvor-
sitzender der VOS, wo er jedoch 
vorzeitig aus dem Amt schied. In 
seiner Zeit als UOKG-Vorsitzender 
hat er sich um die innere Befrie-
dung des Dachverbandes bemüht 
und die Verbindung zu den politi-
schen Instanzen des Landes gefes-
tigt. Der jetzige Bundesvorstand der
VOS hat nunmehr beantragt, Rainer 
Wagner zum Ehrenvorsitzenden der 
UOKG zu ernennen, um seine lang-
jährigen Verdienste im Dachver-
band zu würdigen. 

Kamerad Wagner ist im Übrigen 
immer noch im Verband VOS und 
im Sinne der SED-Opfer aktiv, so 
dass eine solche Ehrung sein Wir-
ken unterstützen könnte. Zugleich 

bekäme die UOKG ein Aushänge-
schild, auf das sie öffentlich ver-
weisen könnte.

Der gestellte Antrag wurde aus 

formalen Gründen vorerst nicht 
angenommen, was bedauerlich ist.
Die UOKG hat also keinen Ehren-
vorsitzenden, und es ist leider auch
nichts verlautet, inwieweit der
vorgenannte Antrag der VOS, der
zur Änderung der Abstimmungs-
gewichtung gestellt wurde, behan-
delt wird. 

Die Frage stellt sich somit er-
neut, welchen Wert und welchen 
Sinn hat eine Mitgliedschaft eines
großen Verbandes wie der VOS,
wenn sich seitens seiner Mitglieder 
kritische Stimmen regen? Es wäre 
demnach naheliegend, in der an-
stehenden Generalversammlung
über das Thema zu reden und, 
wenn schon keinen Austritt zu be-
schließen, so doch über Maßnah-
men im Sinne der Stärkung der Po-
sition der VOS zu diskutieren. 

Nachzutragen bleibt die Erklä-
rung des hier abgebildeten Fotos, 
das anlässlich des Festaktes zum 
30 jährigen Bestehens der UOKG 
entstand. Auf dem Foto sind zahl-
reiche Personen abgebildet, darun-
ter die Opferbeauftragte Frau 
Zupke, der Ostbeauftragte Herr 
Wanderwitz und Dr. Lederer vom 
Berliner Senat. Im Gegensatz zur 
VOS wird der Dachverband durch 
öffentliche Bundesmittel gefördert, 
was im Internet nachgelesen wer-
den kann.

Paul Reuter
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Das Gruselkabinett des Sozialis-
mus ist nicht vergessen!
Manfred Smolka und das Fallbeil – die Tragik, 
die Naivität und die bittere Wahrheit
Es bedarf keines sogenannten runden Gedenktages in 
der blutigen Geschichte der kommunistischen Ge-
waltherrschaft, um an dieses Schicksal, das so grau-
sam und für den SED-Staat so bezeichnend war, zu 
erinnern. Das Wort Fallbeil allein sagt alles, was für 
diesen krankhaften Exzess bestimmend war: In die-
sem Juli 2021 ist es 61 Jahre her gewesen, dass besag-
tes Mordinstrument auf Smolka niederfiel, nachdem 
eine blutrünstige Posse in immer tiefere Gefilde der 
menschlicherseits vorrätigen Grausamkeit führte. 

Dieser SED-Staat wollte es seinen Bürgerinnen und 
Bürgern, aber auch den Mitgliedern der Staatspartei 
SED, so richtig zeigen: Wer uns verrät, die oder der 
hat keine Gnade zu erwarten. Und das ist – nicht nur 
in diesem einen Strafprozess – vollends gelungen. Es 
ist bis heute ein ausgeprägtes Lehrstück für alle ge-
blieben, die blind oder voll bewusst noch immer auf 
diese DDR-Diktatur schwören oder die sich fortan ei-
ne „linke Regierung jenseits der Mitte und ohne 
CDU“ im geeinten Deutschland erhoffen.

Und all jene, die bei der Stasi und der DDR-Justiz
mit einer Strafe von 15 Jahren oder mit Lebensläng-
lich davongekommen sind, dürfen ihrem Schöpfer 
danken, weil es – wie man seit Manfred Smolkas Hin-
richtung weiß – für jedes beliebige politische Delikt 
sehr viel schlimmer hätte kommen können. So wie es 
die SED-Diktatur in der Zeit ihres Bestehens gerade 
brauchte, wurden schwindelnd hohe Haftstrafen ver-
hängt, und es wurde auch gnadenlos hingerichtet.

Was hatte Smolka verbrochen? Er war als Angehö-
riger der DDR-Grenzpolizei in den Westen geflüchtet 
und plante nun, seine Frau und sein Kind ebenfalls zu 
holen. Der Fluchttermin, der Ort und die Uhrzeit des 
Zusammentreffens standen fest. Es hätte alles gelin-
gen können, wäre Smolka in seiner grenzenlosen Nai-
vität nicht eine unverzeihliche Dummheit unterlaufen. 
Er berichtete einem angeblichen Freund von seinem 
Vorhaben, und dieser informierte die Organe der 
DDR. Smolka wurde „auf frischer Tat“ festgenom-
men, verhört und in einem Schauprozess Stalin’scher 
Art zum Tode verurteilt. Er war als vormaliger Ange-
höriger der Grenzorgane der DDR bereits vom Offi-
zier zum Oberfeldwebel degradiert worden, was eine 
besondere Schwere des Verrats an der DDR nach sich 
zog. Er selbst hatte, nachdem er inhaftiert war und die 
ersten Verhöre stattgefunden hatten, niemals mit einer 
derart schweren Strafe gerechnet. Ein bitterer Will-
kürakt, ein Mord, bei dem Ulbricht selbst seine Finger 
im Spiel hatte, indem er erst auf das Gnadengesuch 
der Familie reagierte, nachdem Smolka bereits hinge-
richtet war.

Die Todesstrafe per Fallbeil zu vollziehen ist ein 
unvorstellbarer Akt. Einen Menschen zum Tode zu
verurteilen, der nicht gemordet, geraubt oder irgend-
ein Unheil herbeigeführt oder geplant hat, ist nur in 
einem Staat möglich, dessen Handeln fernab jeden 
humanistischen Gedankens angesiedelt ist.    B. Thonn

Ich werde die CDU nicht wählen
Hat Fraktionschef Bartsch Recht: Die CDU ist 
politisch verwahrlost? 
(FG) Nachdem wenige Wochen vor der Bundestags-
wahl auch die bis dahin in politischer Verantwortung 
stehenden Unionsparteien auf die Wahlprüfsteine der 
VOS mit teils erschreckend herablassenden Antwor-
ten reagiert haben, wandten sich mehrere VOS-
Mitglieder an die Spitzenkandidaten ihrer Wahlkreise 
und baten um Auskunft, ob dies nun der neue Um-
gang mit den SED-Opfern sei. Immerhin war die 
CDU/CSU die Partei, die sich Jahrzehnte der politi-
schen Annäherung an die SED widersetzte und die 
sich anerkennend zum oft sehr folgenschweren Ein-
satz der Widerständler und Verfolgten geäußert hat. 

Das Zitat: Je weiter sich eine Gesellschaft von der 
Wahrheit entfernt, desto mehr wird sie jene hassen, 
die sie aussprechen. George Orwell, Schriftsteller

Im Ergebnis der Anfragen bleibt festzustellen, dass 
selbst in der Phase, in der dieser CDU das Wasser bis 
zum Hals stand, nicht geantwortet wurde. Dass sich 
andererseits die Parteien Bündnis 90 und Linke mit 
einem gewissen Verständnis für die SED-Opfer äu-
ßerten, sollte die Abgeordneten der Union denn doch 
beschämen und zum Nachdenken bewegen. Die Tat-
sache, dass man die einstigen politischen Häftlinge als
Gruppe von potenziellen Wähler*innen nicht mehr 
wahrnimmt, ist zwar für die Betroffenen bitter, aber 
gerade die letzten Wochen vor dem Wahltermin ha-
ben gezeigt, dass es eben doch auf die Stimmen von 
Minderheiten ankommen kann und die goldenen Zei-
ten selbstverständlicher Siege nun zu einem unver-
meidbaren Ende gekommen sein dürften.

Bitte lesen Sie nachstehend den Brief, den unser 
Mitglied Christoph Becke an eine CDU-Abgeordnete 
aus dem Wahlkreis Siegburg gesandt hat: 

Sehr geehrte Frau Winkelmeier, Sie kandidieren für 
die CDU in meiner Gegend. Vor einigen Jahren hatte 
ich Sie zusammen mit einem anderen ehemaligen po-
litischen Häftling des SED-Regimes mit einem Anlie-
gen in Ihrem CDU-Büro in Siegburg persönlich kon-
taktiert. Das war ebenfalls vor einer Bundestagswahl.
Leider haben wir feststellen müssen, dass weder Sie 
noch die CDU etwas taten oder sich gemeldet haben.

Nun steht die nächste Bundestagswahl vor der Tür.
Inzwischen haben wir als größter SED-Opferverband 
auch von der CDU eine Antwort zu unseren Wahl-
prüfsteinen erhalten. Sorry, die Antworten sind leider 
eine einzigartige Enttäuschung. Ich als langjähriger 
CDU-Wähler werde die CDU nicht mehr wählen.

Ein Freund der zur Partei DIE LINKE mutierten 
SED bin ich aber auch nicht. Erstaunlicherweise sind 
deren Antworten zu unseren Wahlprüfsteinen zu un-
serer Überraschung wesentlich erfreulicher.

Kürzlich war Herr Dietmar Bartsch bei Markus 
Lanz in dessen ZDF-Sendung zu Gast. In vielen 
Punkten teile ich seine Einstellungen NICHT – aber
mit seiner These, dass die CDU mittlerweile staatspo-
litisch verwahrlost ist, hat er leider Recht.

Mit freundlichen Grüßen, Christoph Becke



1313

Die schonungslose Aufklärung über den zu Recht 
untergegangenen Unrechtsstaat

Eine umfassende Auseinandersetzung mit dem Unrecht der DDR-Diktatur und 
den staatlich legalisierten Machenschaften des Ministeriums für Staatssicherheit /

Im Herbst 1985 veranstaltete die 
SPD-nahe Friedrich-Ebert- Stif-
tung eine Tagung zum 40. Jahres-
tag der Zwangsvereinigung von 
SPD und KPD zur SED am 21./
22. April 1946. Im Eröffnungsre-
ferat warnte der Ex-Kommunist 
Wolfgang Leonhard, Autor des 
Buches „Die Revolution entlässt 
ihre Kinder“ (1955), die SPD-
Politiker in Bonn eindringlich da-
vor, den Lockungen der Ostberli-
ner Kommunisten zu vertrauen 
und sich auf ihre Versprechungen 
einzulassen. Der Mann, der als 
Mitglied der „Gruppe Ulbricht“ 
1945 von Moskau nach Ostberlin 
geflogen und 1949, noch vor der 
DDR-Gründung, nach Jugoslawi-
en geflohen war, sprach aus Erfah-
rung.

Mehr als 30 Jahre nach dem 
Mauerfall, der am 3. Oktober 1990 
zur Wiedervereinigung Deutsch-
lands geführt hatte, veröffentlichte 
der einstige DDR-Häftling Wolf-
gang Welsch ein Buch mit dem 
Untertitel „Abrechnung mit der 
SED-Diktatur“. 

Der 1944 in Berlin geborene 
Journalist wurde 1964 nach einem 
gescheiterten Fluchtversuch zu 
zehn Jahren Zuchthaus verurteilt, 
aber überraschend nach zwei Jah-
ren freigelassen. Nach seiner 
zweiten Verhaftung wurde er 1971 
von der Bundesregierung freige-
kauft und nahm 1972 in Gießen 
ein Studium der Soziologie auf. 
Fünf Jahre später wurde er pro-
moviert, der Titel der Dissertation 
lautete: „Arbeitsweise, Aufgaben-
stellung und Zielsetzung des Mi-
nisteriums für Staatssicherheit in 
der DDR“. Als Fluchthelfer konn-
te er danach 220 DDR-Bürger 
nach Westdeutschland ausschleu-
sen, wodurch er erneut ins Visier 
der Terrororganisation „Ministeri-
um für Staatssicherheit“ geriet, 
das in den Jahren 1957/89 von 
Doppelmörder Erich Mielke (1907
bis 2000) geleitet wurde. Der ver-
suchte ihn durch drei Mordan-
schläge, zuletzt 1981 in Israel, 
auszuschalten.

In Wolfgang Welschs Buch „Ich 
war Staatsfeind Nr. 1“ (2001), das 

2004 unter dem Titel „Der Stich 
des Skorpions“ verfilmt wurde, 
kann man die Einzelheiten nachle-
sen. Bei einem derartigen Vorle-
ben verwundert es nicht, wie man 
es bei einem wissenschaftlichen
Werk erwarten müsste, dass der 
Autor nicht sine ira et studio
(Nach Tacitus. Wörtlich: ohne 
Zorn und Eifer, was so viel heißt 
wie ein sachlich besonnenes Her-
angehen an ein Thema – d. Red.)
schreibt. 

Aber das schmälert den Er-
kenntnisgewinn für den Leser kei-
neswegs, wenn sich der Ex-
Häftling von seinen DDR- Erfah-
rungen motivieren lässt. 

Dieses Buch ist nicht mehr und 
nicht weniger als eine kritische 
Durchsicht der westdeutschen 
Deutschlandpolitik, die trotz aller 
„kleinen Schritte“, die den DDR-
Gewaltigen „abgerungen“ wurden, 
gescheitert ist. Den Mauerfall 
1989 haben nicht die Teilungs-
verwalter im Bonner „Ministerium 
für innerdeutsche Beziehungen“, 
die von den DDR-Verhältnissen 
kaum Ahnung hatten, bewirkt, 
sondern die Leipziger Demonst-
ranten mit ihrem Ruf „Wir sind 
das Volk!“ Die politische Aus-
gangslage, die in diesem Buch be-
schrieben wird, ist sehr eindeutig! 
Aus den vier 1945 gebildeten Be-
satzungszonen entstanden 1949 
zwei deutsche Staaten: die aus 
freien, geheimen und demokrati-
schen Wahlen hervorgegangene 
Bundesrepublik Deutschland und 
die SED- Diktatur, die sich hoch-
trabend „Deutsche Demokratische 
Republik“ nannte und die in den
40 Jahren ihres Bestehens nie de-
mokratisch legitimiert war. In 
Ostberlin hatte eine Gruppe von 

stalinistischen Berufsrevolutionä-
ren die Macht ergriffen, bei tat-
kräftiger Unterstützung durch die 
russische Besatzungsmacht.

Was Wolfgang Welsch mit die-
sem Buch seinen Leserinnen und 
Lesern anbietet, ist eine Geschich-
te des SED-Staates aus Sicht der 
Opfer kommunistischen Terrors. 
In dieser Erziehungsdiktatur muss-
te der Angeklagte nicht irgendein 
„Verbrechen“ begangen haben, es 
genügte schon, dass er einfach nur
Angehöriger des zum Untergang 
bestimmten „Bürgertums“ war, 
gelegentlich nach Westberlin zum 
Einkaufen fuhr oder „Feindsen-
der“ wie den Westberliner RIAS 
oder Sender Freies Berlin hörte, 
um nach dem Strafrechtsergän-
zungsgesetz vom 11. Dezember 
1957 wegen „staatsfeindlicher 
Hetze“, „Staatsverleumdung“ oder 
„staatsfeindlicher Verbindungs-
aufnahme“ verhaftet und verurteilt 
zu werden. 

Mit diesem Gesetz schuf sich die 
Staatsmacht das juristische In-
strumentarium, um die Opposition 
niederzukämpfen. In neun, äußerst 
spannend zu lesenden Kapiteln 
wird hier aufgeblättert, was von 
der kommunistischen Machter-
greifung 1949 bis zum Mauerfall 
am 9. November 1989 geschah. 
Überall, wo man es aufschlägt, 
bietet das Buch Aufklärung über 
einen zu Recht untergegangenen 
Staat. Die Geschichtslüge der 
DDR-Kommunisten, die schon 
den Schulkindern eingetrichtert 
wurde, in der DDR herrsche die 
„Arbeiterklasse“, die die „klassen-
lose Gesellschaft“ erschaffe, wur-
de am 9. November 1989 zur Ma-
kulatur erklärt

Dieses Buch ist ein Gegenent-
wurf zur Entspannungs- und Be-
schwichtigungspolitik der Bundes-
regierung nach dem Schock des 
Mauerbaus 1961. Wolfgang 
Welsch nimmt niemanden von 
seiner Kritik an der Bonner 
Deutschlandpolitik aus, die einen 
Unrechtsstaat zum ebenbürtigen 
Partner erklärte. 

→ nächste Seite oben
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→ von voriger Seite
Das ging so weit, dass Erich Honecker, der oberste 
Vertreter dieses Systems, am 7. September 1987 in 
Bonn mit allen protokollarischen Ehren, die einem 
Staatsgast zustanden, von Bundeskanzler Helmut 
Kohl, einem demokratisch gewählten Politiker, emp-
fangen wurde. Ein schauerlicher Vorgang, der den 
Unrechtsstaat aufwertete und die Opposition, zwei 
Jahre vor dem Mauerfall, verriet.

Jörg Bernhard Bilke

Wolfgang Welsch „Widerstand. Eine Abrechnung mit 
der SED-Diktatur“, Lukas-Verlag, Berlin 2021, 384 
Seiten, 24.90 Euro

Achtung: Wer braucht Bücher?
„Kostenloser Einkauf“ für Leserinnen und Le-
ser der Freiheitsglocke und VOS-Mitglieder
Lieber Redakteur, herzlichen Dank für die Glückwün-
sche zu meinem 79. Geburtstag in der Freiheitsglocke 
Nr. 825/26. Gerade in diesen schweren Corona-Zeiten 
ist es wichtig, miteinander zu kommunizieren und 
nicht die Ziele der VOS und die Interessen der Opfer 
aus den Augen zu verlieren.

Noch ein Hinweis: Vor mehreren Monaten hatte ich 
schon in der Fg angezeigt, dass ich doppelte kritische
und aufklärende Bücher über SED, Ministeriums für 
Staatssicherheit und die DDR abzugeben habe. Die 
Bücher sind kostenlos, lediglich das Porto wäre zu er-
statten. 

Fragen bzw. Auskünfte wegen der Bücher und auch 
sonst bitte über email: freddycom2021@gmail.com

Freundliche kameradschaftliche Grüße an alle 
Mitglieder der VOS von Fritz Schaarschmidt

Bewegende Eindrücke von Ge-
denken an Mauerbau und Opfer
Landesbeauftragte Brandenburg zieht zu Ver-
anstaltungen eine positive Bilanz
 Der Mauerbau am 13. August 1961 gehört zu den 
zentralen Zäsuren der deutschen und brandenburgi-
schen Zeitgeschichte. Die Beauftragte des Landes 
Brandenburg zur Aufarbeitung der Folgen der kom-
munistischen Diktatur (LAkD) und ihre Vertreterin-
nen und Vertreter nahmen am 13. August 2021 an 
mehreren Gedenkveranstaltungen teil.

Einen Eindruck von diesem Gedenktag geben wir 
auf unserer Homepage. Zudem möchten wir uns bei 
allen Mitwirkenden ganz herzlich für die Unterstüt-
zung und die gute Zusammenarbeit bedanken. Uns 
haben zahlreiche persönliche Reaktionen erreicht, für 
die wir uns auf diesem Weg ebenfalls noch einmal 
herzlich bedanken möchten.

Das Medienecho war umfangreich und international. 
Die Zentrale Gedenkveranstaltung des Landes Bran-
denburg, die gemeinsam von Landtag, Landesregie-
rung, der Stadt Hohen Neuendorf und der Aufarbei-
tungsbeauftragten veranstaltet wurde, erfährt in der 
NZZ (Neue Züricher Zeitung – d. Red.) besondere 
Erwähnung: „Als der Tag fast vorüber war, fand im 
Wald bei Hohen Neudorf die bewegendste Zeremonie 
statt. Das ostdeutsche Bundesland Brandenburg erin-
nerte an jedes einzelne der namentlich bekannten To-
desopfer an der Mauer. Da standen mitten im Wald 
auf dem ehemaligen Todesstreifen, an Berlins nördli-
cher Stadtgrenze, 140 Stühle für 140 Namen, die alle-
samt verlesen wurden.“

Unter dem Link Gedenken an die Opfer des Mauer-
baus finden Sie einige Eindrücke vom Gedenken am 
13. August 2021 und einen Mitschnitt der Zentralen 
Gedenkveranstaltung in Hohen Neuendorf. 

Stefanie Wahl (LAkD, Öffentlichkeitsarbeit)

M e i n u n g e n 
Wahlprüfsteine – ehrliche Hal-
tung oder Lügengespinst?
Genaues und kritisches  Hinschauen lohnt sich 
Als erste der im Bundestage vertretenen Parteien hat
Die Linke auf die von der VOS eingereichten Wahl-
prüfsteine geantwortet. In den wichtigsten Fragen be-
treibt die Partei – so sehe ich das – weiterhin die von 
ihr schon lange praktizierte Geschichtsverfälschung,
indem sie ihre eigenen Verbrechen bei der Beurteilung 
ihrer Partei-Vergangenheit verharmlost.

Aber nun sollten wir einmal mehr über den Charak-
ter dieser Mauerschützen-Nachfolgepartei im Umgang 
mit ihren Opfern Bescheid wissen!

Felix Heinz Holtschke

Die LINKEN kritisieren und verbitten sich in dem 
Antwortschreiben zu den Wahlprüfsteinen an die VOS 
das Wort oder den Vergleich Konzentrationslager; 
gleich im ersten Absatz. 

Nun, Schuld oder Mitschuld einzugestehen dafür, 
dass die SED ein ganzes Volk eingesperrt hat, fällt 
schwer. Aber Geschichte ist nicht zu ändern. CL
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Mir wäre viel erspart geblieben, wäre ich an der Grenze umgekehrt
Am 9. September vor 60 Jahren wurde Jörg Bilke auf dem Karl-Marx-Platz von Leipzig verhaftet
Am 6. September 1961 reiste ich 
mit dem Motorrad über Wartha /
Herleshausen in die DDR ein. Die 
westdeutschen Grenzer ließen 
mich anstandslos durch, auf der 
DDR-Seite musste ich das Motor-
rad abstellen und eine Baracke be-
treten. Dort wurde mein Ausweis 
durch einen Schlitz in einen Raum 
geschoben, der ringsum mit Holz 
verkleidet war, so dass man nicht 
erkennen konnte, wer da saß. Al-
lerdings musste ich länger warten 
als andere Reisende, die schneller 
abgefertigt wurden als ich, was 
mich beunruhigte. Schließlich kam 
ein Grenzpolizist mit meinem 
Ausweis und fragte, ob ich nach 
meiner Geburt in Berlin 1937 noch 
dort gelebt hätte. Ich verneinte, 
dann durfte ich weiterfahren nach 
Leipzig zur Buchmesse. Später im 
Zuchthaus habe ich immer daran 
gedacht, ob ich von der Baracke 
nicht wieder hätte zurückfahren 
sollen nach Hessen. Dann wäre mir 
viel erspart geblieben!

Am Nachmittag kam ich in 
Leipzig an. Meine Tante in der 
Oststraße 9 hatte Messegäste, wes-
halb ich nach Naunhof bei Grimma
zu anderen Verwandten fuhr, wo 
ich zwei Nächte blieb. In Leipzig 
besuchte ich die Buchmesse, den 
Prof. Hans Mayer, und war mit 
meiner Tante in der Oper am Karl-
Marx-Platz („Eugen Onegin“). Am 
nächsten Morgen, Samstag, den 9. 
September, wollte ich zurückfah-
ren auf die Ausgrabung nach Lie-
benau.

Vorher aber wollte ich noch zwei 
Dinge erledigen: Ich wollte in der 
Oststraße 5 Annelies Loest aufsu-
chen, um Grüße von Gerhard Zwe-
renz zu bestellen. Außerdem sollte 
ich ausrichten, wenn Erich aus 
dem Zuchthaus entlassen und nach 
Westberlin geflohen wäre, könnte 
er bei ihm wohnen, und er hätte in 
Köln auch einen Verlag für ihn 
(Kiepenheuer und Witsch). Von 
der Staatssicherheit wurde dieser 
Auftrag, dessen ich mich entledi-
gen wollte, als das Strafdelikt 
„Abwerbung“ eingestuft. 

Aber Annelies Loest war nicht zu 
Hause, mir öffnete eine junge, 
hübsche Frau im Nachthemd. Das 
war, wie mir Erich Loest Jahre 
später erzählte, eine ungarische 

Tänzerin, die hier zur Untermiete 
wohnte. Unten im Hausflur sagte 
mir die Hauswartfrau, die den Flur 
aufwischte, ich solle doch Prof. 
Manfred Naumann, der schräg ge-
genüber wohnte, aufsuchen, er und 
Erich Loest wären in Mittweida 
Klassenkameraden gewesen. 

Ich unterließ das jedoch, denn ich
wollte in den Leipziger Buchhand-
lungen noch nach Johannes 
Bobrowskis Gedichtband „Sarma-
tische Zeit“ fragen, der für 1961 
angekündigt, aber offensichtlich 
noch nicht erschienen war. 

Ich bin an diesem Samstagmor-
gen in fünf bis sieben Buchhand-
lungen gewesen, die Staatssicher-
heit, die mich in Leipzig observier-
te, hat fein säuberlich notiert, um 
welche Buchhandlungen es sich 
handelte. Ich selbst wüsste es heute 
nicht mehr. 

In seinem Buch „Die Stasi ist 
mein Eckermann oder mein Leben 
mit der Wanze“ (1991) beschrieb 
Erich Loest Jahrzehnte später, dass 
die Herren von „Guck und Horch“ 
eifrig bemüht waren, unsere Leben 
auszuforschen und das Ausge-
forschte der Nachwelt zu erhalten. 
Zum Beispiel hatten Erich und ich 
1978, als er Bonn besuchte, ver-
einbart, dass ich ihn, ohne meinen 
Namen zu nennen, alle vier bis
sechs Wochen in Leipzig anriefe. 
Nach Jahren las er in seiner Akte 
mehrmals, Bilke hätte angerufen!

Zurück zum Schauplatz Leipzig 
in diesem September 1961: Als ich 
die Grimmaische Straße zum Karl-
Marx-Platz zurücklief, stattete ich 
noch der Universität einen Besuch 
ab. An einem Schwarzen Brett las 
ich, dass es eine Pflichtvorlesung 
gäbe für Hörer aller Fachrichtun-
gen und aller Studienjahre. Thema:
„Die humanitäre Funktion des anti-
faschistischen Schutzwalls“. Das 
schrieb ich mir auf, ohne zu ahnen, 
dass ich mich hier schon wieder 
eines politischen Delikts schuldig 
machte: der „Sammlung von Nach-
richten“. Hätte ich mir das nur ge-
merkt, aber nicht aufgeschrieben, 

wäre mir im Gerichtsurteil vermut-
lich ein halbes Jahr Zuchthaus er-
spart geblieben.

Als ich die Universität verließ, 
sah ich von ferne mein Motorrad 
mit dem auf dem Rücksitz aufge-
schnallten Koffer am Gewandhaus 
stehen, hinter dem jetzt aber ein 
PKW stand. Als ich ankam und 
den Zündschlüssel ins Zündschloss 
steckte, kamen von hinten zwei 
Männer, die „Greifer“, auf mich 
zu, die mich für festgenommen er-
klärten. Das Motorrad mit dem 
Zündschlüssel blieb stehen. Ich 
musste auf dem Rücksitz eines be-
reitstehenden PKW Platz nehmen, 
dann ging es in rasender Fahrt 
durch die Leipziger Innenstadt in 
die Beethovenstraße, dem Sitz der 
MfS-Bezirksverwaltung. Wir hiel-
ten vor einem schmiedeeisernen 
Tor, der jüngere der beiden „Grei-
fer“ stieg aus und klingelte. Das 
Tor öffnete sich, der PKW fuhr 
hinein: Ich betrat eine mir völlig 
fremde Welt, die der politischen 
Gefangenen!

Am nächsten Tag, einem Sonn-
tagmorgen, erklärte mir der Haft-
richter, warum ich verhaftet wor-
den war: „Im Auftrag des Verrä-
ters Zwerenz suchte er die Frau des 
Konterrevolutionärs Loest auf“.

Dr. Jörg B. Bilke,
Coburg, 9. September 2021

(60 Jahre danach)

Arno-Esch-Preis verliehen
Demokratie für Hongkong
„Ein liberaler Chinese steht mir 
näher als ein deutscher Kommu-
nist.“ Dieser Ausspruch und sein 
Kampf um Demokratie bleiben die 
beispielhafte Erinnerung an Arno 
Esch (geb. 1928 in Memel, 1951,
also vor 60 Jahren, in Moskau hin-
gerichtet). Nun wurde im August 
2021 den ebenfalls nach Freiheit 
strebenden Studentinnen und Stu-
denten aus Hongkong der nach 
Esch benannte Preis für deren cou-
ragierten Einsatz für Menschen-
rechte und Demokratie gegen die
autoritäre Politik der Kommunisti-
sche Partei Chinas verliehen.

Wie weltweit bekannt, wird in 
Hongkong durch die KPCh perma-
nent gegen Menschenrechte ver-
stoßen. Hier ist jede Unterstützung 
notwendig. H. Diederich
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Schnuppern für den guten Zweck oder Das hatten wir damals schon
Über abgetupfte Schweißproben, Spürhunde, Hygiene oder Unhygiene und die spannende Frage, 
ob in der SED-Diktatur und nun auch beim MfS nicht wirklich alles schlecht war
Im Leben sieht man sich oft zwei-
mal. Trifft das auch für Tatsachen 
und Erfindungen zu? Es heißt ja, 
man kann, wenn man im Fluss 
steht, nicht zweimal an derselben 
Stelle von derselben Stromschnelle 
umspült werden. Schlaue Leute 
haben das wissenschaftlich be-
gründet. Sie räumten aber ein, dass 
diese Stromschnelle auf andere 
Weise und in anderer Zusammen-
setzung am anderen Ort wieder 
auftaucht.

Mit den Geschichtsläuften ist es 
ähnlich. Die wunderliche Perfidität 
der SED-Diktatur und ihres Organs 
Ministerium für Staatssicherheit 
sind in ihrer ureigenen Art nicht 
wiederholbar. Zumin-
dest nicht in unserem 
Land und hoffentlich 
nicht in unserer Epo-
che. Und doch treffen
wir eine ihrer Erschei-
nungsformen in abge-
wandelter Weise dieser 
Tage wieder an. Ge-
meint sind die Ge-
ruchsproben, die zur 
Feststellung von 
Corona- Infektionen 
eingeführt wurden. Die 
Medien berichteten ge-
radezu euphorisch dar-
über: Den Menschen 
werden vor Veranstal-
tungen mit Wattebau-
schen aus den Achsel-
höhlen Schweißproben 
entnommen, um sie 
nachher Spürhunden 
vor die Nasen zu hal-
ten. Eine moderne 
Form der Diagnose, die 
zuverlässig und schnell 
zu treffsicheren Ergeb-
nissen führen würde? 

Um es mal so zu beantworten: 
Das Vorgehen ist befremdend. 
Man fragt sich, wer sich das aus-
gedacht hat und ob sich das auf 
Dauer durchsetzen wird. 

Wer die DDR miterlebt und sich 
mit den „Fahndungsmethoden“ der 
Stasi befasst hat, der erinnert sich 
an die Sicherstellung von Ge-
ruchsproben von verdächtigen Per-
sonen, von Staatsfeinden und sons-
tigen echten oder unechten Tätern. 

Damals schon wurde geschnüffelt, 
diesmal im ureigenen Wortessinn. 
Mit Lappen oder sonstigen Stoff-
fetzen beschaffte man sich die 
Hinterlassenschaften der Über-
wachten und konservierte sie in 
luftdicht verschlossenen Gläsern. 
Zur späteren Identifizierung der 
mutmaßlichen Verbrecher wurden 
damals ebenfalls Spürhunde einge-
setzt, womit denn nicht nur zwei-
sondern auch vierbeinige Kreatu-
ren gemeint sind. Pfui, nicht nur 
was die Hygiene angeht, auch be-
züglich der Persönlichkeitsrechte 
der Bürgerinnen und Bürger wurde 
hier widerwärtig vorgegangen.
Nun kommen also erneut Spür-

hunde zum 
Einsatz. Al-
lein der Ge-
danke daran 
lässt einen 
schwitzen 
und dürfte 
dem schweiß-
tupfenden
Personal und 
natürlich den 
eifrigen 
Schnüffeltie-
ren die Arbeit 
erleichtern. 

Wie heißt 
es doch im 
militärischen 
Naiv-Jargon: 
Vorwärts, es 
geht zurück. 
Oder trifft 
nun jener 
Spruch, der 
nach dem 
Ende der 
Diktatur 
durch die

deutschen Münder schwebte, auch 
auf das Ministerium für Staatssi-
cherheit zu: „Es war nicht alles 
schlecht.“ Demnach rehabilitieren 
wir sukzessive auch die Mitarbei-
ter von „Schild und Schwert“ und 
ihre Methoden. Man möchte sich 
nicht gar nicht ausmalen, welche 
Methoden sich die Verantwortli-
chen ausdenken, sollte – hoffent-
lich nicht – irgendwann eine 
Darm-Epidemie ausbrechen. Das 
hier gezeigte Foto (aus dem Jahr 

2008) wurde in der Außenstelle 
Erfurt der/ des BStU aufgenom-
men. Zu sehen ist ein Glas mit ei-
ner leibhaftigen Geruchsprobe ei-
ner konspirativ überwachten Per-
son. Es ist dies nicht die einzige 
erschreckende Dokumentation.
Über Konspiratives Fotografieren, 
Abhörmaßnahmen, heimliche 
Hausdurchsuchungen und andere 
Methoden wird ebenfalls infor-
miert – werden wir auch ihnen in 
naher Zukunft begegnen?

Valerie Bosse

M e i n u n g
Warum werden un-
terschiedliche Maß-

stäbe angelegt?
Über die KZ-Wächter und den 
letzten Versuch, Gerechtigkeit 
zu schaffen sowie die Frage: 
Unterliegen Justiz und Politik 
in Deutschland einmal mehr 
mit einer doppelten Moral?
Sie waren Teil eines verbrecheri-
schen Systems. Deshalb sollte vor 
kurzem auch einem der letzten 
noch lebenden KZ-Bediensteten 76 
Jahre nach Kriegsende (1945) der 
Prozess gemacht werden.

Festzustellen war: Die Bewa-
chung von Häftlingen in einem 
Konzentrationslager oder Kriegs-
gefangenlager während der NS-
Zeit macht eine Anklage wegen 
Mord-Beihilfe seit dem Jahr 2011 
(Fall John Demjanjuk) möglich.

Wann jedoch werden die Men-
schen angeklagt, die vor und nach
der Gründung der Deutschen De-
mokratischen Republik im Jahr 
1949 bis zur letzten Vollstreckung 
der Todesstrafe im Jahre 1981 an 
den Morden des DDR-Regimes be-
teiligt waren?

Insgesamt 166 Personen wurden 
auf Grund von Urteilen der ost-
deutschen Justiz hingerichtet. Die 
DDR schaffte die Todesstrafe erst 
1987 ab.

Wann werden die noch lebenden
Täter des DDR-Regimes angeklagt 
und verurteilt? Müssen wir hier 
auch 76 Jahre warten?

Brigitte Holzmann
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Schnellurteil und Haft im Frauenzuchthaus Hoheneck
Kameradin Dipl.-Ing. Edith Fiedler in Berlin am 17. Mai 2021 verstorben

Nachruf
Erst im Juni 2021 erfuhr ich, dass 
unsere verdiente Kameradin Fied-
ler am 17. Mai 2021 verstorben ist. 
Sie wurde am 1. September 1935 
als Edith Breyer geboren.

Edith lebte nach der Wiederver-
einigung in ihrem kleinen Haus in 
Altglienicke bei Berlin, was ihr 
später durch die Behördenwillkür 
und die „Rechtsstaatlichkeit“ ver-
loren gehen sollte … 

Aus dem umfangreichen Mail-
verkehr sind mir viele persönliche 
Dinge von Edith bekannt, auf die 
ich in meinen Erinnerungen zu-
rückgreifen kann und die auch für 
jede(n) sichtbar und ausführlich in 
einer Ausgabe der Berliner Mor-
genpost vom 30. Juni 1995 zu le-
sen sind: „Von der Aufbau-Heldin 
zur Gefangenen“ Der Leidensweg 
der Edith Fiedler in der DDR.

Sie war die erste weibliche Mau-
rer-Azubi, die an der Berliner Sta-
linallee mitarbeitete, die DDR-
Fotografen lichteten sie 1952 
mehrfach ab und beschrieben sie 
als großartige „Heldin“ der angeb-
lich neuen Zeit.

Doch schon nach dem Arbeiter-
und Volksaufstand vom 17. Juni 
1953 überfielen sie ernste Zweifel 
am „guten Land DDR“. Zwanzig

Jahre später war sie ein (so von der 
Stasi bezeichnetes) „kriminelles 
Element“. Ihr Sohn wurde diskri-
miniert, und nach politischen Äu-
ßerungen gegen Erich Honecker 
drohte Edith die Verhaftung.

Eine geplante Flucht über Grenz-
übergang Drewitz scheiterte. Was 
nun folgte, war in der SED-
Diktatur üblich: Schnellurteil und 
Haft im berüchtigten sächsischen

Frauenzuchthaus 
Hoheneck (Stoll-
berg) nahe Chem-
nitz. Ihr Gatte ist
mit nur 46 Jahren 
an seinen Leiden 
aus Krieg und rus-
sischer Gefangen-
schaft zu früh ver-
storben. Da war 
der Sohn Daniel 
erst drei Jahre.

Edith und ich 
waren seit 2008 
im regen Kontakt,
und sie war immer 
eine besonnene,
intellektuelle und
überzeugte Kämp-
ferin für Recht 
und Gerechtigkeit
und trat für die 
längst überfällige 
Bestrafung der 
verantwortlichen 

SED- und MfS-Kader ein.
Als unser jüngst verstorbener 

Kamerad Dr. Wolfgang Mayer in 
den Jahren 2016 bis 2017 in Berlin
unsere lautstarken Demonstratio-
nen der betrogenen 316.000 Al-
tersrentner (Fremdrente) zusam-
men mit VOS und IEDF organi-
sierte, wollte Edith unbedingt im-
mer mitmarschieren, auch mit dem 
Rollator … 

Leider wurden ihre Beschwerden 
schlimmer anstatt besser, so dass 
sie heftige Schmerzen litt. So
konnte sie doch nicht dabei sein.

Nun ist ihr Sohn Daniel ganz auf 
sich alleingestellt, er ist durch die 
Zwangsmaßnahmen aus den SED-
Zeiten traumatisiert und bezieht 
eine kleine Erwerbungsunfähig-
keitsrente. Vielleicht kann da Ka-
merad Dieter Gollnick und seine 

„Gruppe für Gerechtigkeit von 
SED-Opfern“ Hilfe bieten, denn 
hier war Edith Fiedler viele Jahre 
aktives Mitglied.

Liebe Edith, wir alle danken dir. 
Ruhe in Frieden.

Fritz Schaarschmidt VOS u. IEDF

Ein Nachsatz des Verfassers 
Fritz Schaarschmidt: 
Mir war es wichtig, Edith Fiedler 
als Kämpferin gegen SED-Willkür 
und für Gerechtigkeit, gerade auch 
nach der Wiedervereinigung, noch 
einmal zu würdigen. Wir trafen 
uns leider nie persönlich, aber hat-
ten einen regen Email-Verkehr und 
einige wichtige Telefonate. 

Auf mich und meine Homepage
wurde sie anno 2007 durch Fern-
sehen (ZDF, Zapp usw.) und 
Printmedien (Spiegel, Augsburger-
Zeitung) aufmerksam.
Der Bundesvorstand sowie Bun-
desgeschäftsführer und Redakteur 
danken Fritz Schaarschmidt für die 
persönlichen Abschiedsworte. Die 
Genannten trauern mit den Ange-
hörigen und Freunden. 

Irritierende Unklarheit
In Sachen Opferbeauftragte 
weiß man noch zu wenig
Eine Mail an den Redakteur,
am 10. Juni 21 wurde nun die Op-
ferbeauftragte Evelyn Zupke vom 
Deutschen Bundestag gewählt.

Über eigentliche Aufgaben bzw. 
ihre Kompetenzen wurde leider 
nicht diskutiert bzw. diese vorge-
stellt. Wird sie nun auch die Lan-
desbeauftragte einiger Bundeslän-
der ersetzen oder ist sie Ansprech-
partner für unsere Kameraden, die 
in den westlichen Bundesländern 
über keine Landesbeauftragten 
verfügen? Es wirkt schon sehr irri-
tierend, dass eine neue Stelle vom 
Bundestag geschaffen wurde, ohne 
festzulegen, was konkret ihre Auf-
gabe ist und wie sich unsere Ka-
meraden an sie wenden können. 

Es gibt bis Dato auch keine In-
ternet-Präsenz, die weitere Infor-
mationen liefern könnte.

Mit freundlichen Grüßen
Michael Teupel
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Staffelübergabe an Potsdamer Mauergedenkstätte Griebnitzsee
In Potsdam erregen sich die Gemüter – manche nur, weil sie sich erregen wollen
Am 13. August 2021, dem 60. Jah-
restag des Mauerbaus, gedachte 
das FORUM zur kritischen Ausei-
nandersetzung mit DDR- Ge-
schichte im Land Brandenburg 
e.V. zum 20. Mal der Opfer kom-
munistischer Gewaltherrschaft an 
den letzten im Original erhaltenen 
Mauersegmenten am Griebnitzsee-
Ufer. 

Während dieser Tag anderswo 
vom Bundestagswahlkampf über-

lagert war, musste die Stadt Pots-
dam ihre eigene Veranstaltung 
noch kurzfristig in die Innenstadt 
verlegen, weil zu spät bemerkt 
wurde, dass die Nutzung der Glie-
nicker Brücke bereits zuvor der 
CDU mit Kanzlerkandidat Armin 
Laschet genehmigt worden war.
Das Potsdamer FORUM organi-
sierte Opfergedenken unterschied 
sich von anderen dadurch, dass 
hier nicht die üblichen Politikerre-
den dominierten. Denn diese Ver-
anstaltung wurde in der schon be-
währten Kooperation zwischen 
FORUM und LAkD durch die jün-
gere Generation – vertreten durch 
über 100 Jugendliche aus Berlin-
Zehlendorf und der katholischen 
Marienschule aus Potsdam – ge-
staltet. Daher hatten sich in der vo-
rausgegangenen Projektwoche die
Schüler*innen des Berliner Drei-
linden-Gymnasiums mit den im 
Foto abgebildeten beiden Zeitzeu-
gen intensiv mit dem Wesen der 
SED-Diktatur und deren Folgen 

beschäftigt und darüber dann mit 
großem Einfühlungsvermögen be-
richtet. Mit dieser Form des Op-
fergedenkens soll die Staffelüber-
gabe von der Erlebnisgeneration an 
die Nachfolgegeneration eingelei-
tet werden, um die Werte unserer 
Demokratie schätzen zu lernen und 
gegen Extremisten aller Couleur zu 
verteidigen. Nichts wirkt dabei 
überzeugender als die Begegnung
mit den noch verbliebenen leben-

digen Zeitzeugen an historischen 
Erinnerungsorten aus Mauerresten-
als den letzten "stumme Zeitzeu-
gen" – die den Unterschied zwi-
schen Demokratie und Diktatur 
be(greifbar) machen. Daher wird 
sich das FORUM auch im kom-
menden Gespräch mit Ministerprä-
sidenten Dietmar Woidke dafür 
einsetzen, dass – wie in Branden-
burgs Lehrplänen sogar verpflich-
tend(!) enthalten – alle Schülerin-
nen und Schüler im Laufe ihrer 
Schulzeit auch tatsächlich "min-
destens je einen Gedenkort der 
NS- als auch der SED-Diktatur be-
suchen", denn von dieser Selbst-
verpflichtung ist man noch sehr 
weit entfernt, wie eine erste Abfra-
ge bei den Brandenburger Schulen 
ergab. Manfred Kruczek 

FORUM Potsdam / Brandenburg
Hinweise: Auch in diesem Jahr 
fand der Berliner Mauerweglauf zu 
Ehren der Mauer-Opfer statt. Es 
waren trotz Covid mehr Teilneh-
mende als im vorigen Jahr.

Anm. d. Red.: Bei den Zeitzeugen, 
die im Dreilinden-Gymnasium am 
Griebnitzsee eingesetzt wurden, 
handelt es sich um Peter Bieber 
und Manfred Kruczek 
Foto: Peter Bieber, Manfred 
Kruczek (beide Zeitzeugen), eine 
Schülerin und ein Schüler des Ber-
liner Dreilinden-Gymnasiums und 
Frau Kaschenka von der Behörde 
der LAkD Brandenburg (© Bun-
desstiftung Aufarbeitung)
Ein weiterer Bericht zur Zeitzeu-
gen-Veranstaltung am Gymnasium 
Dreilinden ist unter der Web-Site 
der Landesbeauftragten bzw. auf 
Seite 14 dieser Ausgabe sowie un-
ter auf der Seite des Zeitzeugen-
Büros und der Stiftung zu finden. 

Kooperation geht voran 
Opferbeauftragte besucht VOS
Erfreuliche Nachrichten gibt es im 
Hinblick der Zusammenarbeit zwi-
schen VOS und der Opferbeauf-
tragten Evelyn Zupke, die als ers-
ten Kontakt zu den Verbänden 
ehemaliger politischer Häftlinge
der SBZ / DDR auf die VOS zuge-
gangen ist. Wie bereits berichtet,
führte Frau Zupke bei den Gedenk-
feierlichkeiten im Juni 1953 ein in-
formatives Gespräch mit dem 
Bundesgeschäftsführer der VOS. 

Weitere Kontakte unterhält der 
Landesvorsitzende der VOS in 
NRW Felix Heinz Holtschke. Be-
sonders erfreulich: Frau Zupke 
meldete sich zu einem dienstlichen 
Besuch in der Bundesgeschäfts-
stelle der VOS. H. Diederich

An die Opferbeauf-
tragte: Helfen Sie jetzt!
Opfern läuft die Zeit davon
 Die Auswertung der Wahlprüf-
steine hat es deutlich gezeigt: In 
der Politik wird immer weniger 
über die SED-Opfer und ihre Prob-
leme geredet. Da sowohl die Ein-
zelnen wie auch die Verbände 
kaum wahrgenommen werden, 
sollte die neue Opferbeauftragte 
umfassend im Sinne dieser Gruppe 
von Menschen aktiv werden und 
sich so früh wie möglich in die 
Koalitionsverhandlungen einschal-
ten, um unsere Belange vorzutra-
gen. André Keller, Rhl.
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Der Teddy aus Dresden und der Stalinismus
Viel Erinnerung und wenig Geschichte: eine enttäuschende Landesausstellung in Düsseldorf
Der kleine, braune Teddybär sieht 
gar nicht so aus, als ob er aus der 
Kriegszeit kommt. Gewiss, die 
Augen wie auch die Nase sind 
schlicht aus beigen Fäden genäht; 
aber der grüne Stoff an Tatzen und 
Innenohr und das niedliche Stram-
pelhöschen wirken frisch restau-
riert. Und doch ist dieser Teddy 
mit Recht eines der wenigen, zu 
Herzen gehenden Objekte in der 
großen Ausstellung zum 75. Ge-
burtstag des Landes Nordrhein-
Westfalen, die derzeit in Düssel-
dorf gezeigt wird. Sie ist die erste 
Schau, die unter Verantwortung 
der neuen Leitung der im Aufbau 
befindlichen Stiftung Haus der Ge-
schichte Nordrhein- Westfalen ent-
stand; eine sehr prominente Lei-
tung, die fast unversehens an die 
Stelle der ursprünglichen Ideenge-
ber getreten ist. Aber das ist eine 
(traurige) Geschichte für sich.

Zurück zu dem herzigen Kinder-
spielzeug, das man vor Ort fast su-
chen muss, wo es doch in Medien-
beiträgen zur Ausstellung gern
hervorgehoben und im Begleitbuch 
groß abgebildet ist. Uns muss der 
Teddy in der Freiheitsglocke be-
sonders interessieren, steht er doch 
für ein Stück stalinistischer Ver-
folgung und die Teilungsgeschich-
te. Die kleine Heidrun, seine Be-
sitzerin, muss nämlich 1947 mit 
den Eltern aus Dresden nach 
Oberhausen flüchten, „um sich ei-
ner drohenden Deportation in die 
Sowjetunion zu entziehen“. Zwar 
bleibt man mit diesem Satz ziem-
lich allein; aber staunt dankbar, 
dass hier der Bogen von NRW zur 
deutschen Zeitgeschichte geschla-
gen wird. In einer der nächsten 
Vitrinen erlebt man gar einen mu-
tigen Westdeutschen, der die Stasi 
mit einem gefälschten Pass übers 
Ohr haut, um seine Liebste aus der 
DDR in die Freiheit zu retten.
Aber wieder fehlt jeder Kontext, so 
dass Unbedarfte mutmaßen könn-
ten, dass die Kommunisten ziem-
lich töricht waren und jede Flucht 
ein Kinderspiel. Um es kurz zu 
machen: Es geht nur vordergründig 
um deutsche Teilung und den Sta-
linismus. Tatsächlich geht es da-
rum, NRW als Zielraum von Mil-
lionen von Migrantinnen und Mig-
ranten zu feiern. Nicht nur DDR-

Zuwanderer, Spätaussiedler und 
Heimatvertriebene werden bunt 
gemischt, sondern auch alle ande-
ren Zuwanderungen werden pro-
grammatisch und nahezu ununter-
scheidbar miteinander vermengt: 
sei es die Arbeitsmigration der 
1950er und 1960er Jahre, die of-
fenbar nicht ohne das berühmte 
Mokick des Armando Rodrigues 
de Sá gezeigt werden kann, sei es 
die Asylbewegung der 1990er Jah-
re oder die Mittelmeer- und Syri-
en-Flucht der Jahre 2015ff. Gibt 
das Begleitbuch noch karge Hin-
weise zu den Vertriebenen und den 
Transporten aus den Ostgebieten,
fallen in der Schau Objekte zu den
Durchgangslagern wie Unna- Mas-
sen in die Augen. Hier kann man 
Wäschepakete und Hygieneartikel 
bestaunen und der frühere Leiter 
räsoniert in einer der vielen Ton-
stationen mit Zeitzeugenschnipseln 
über seine Schutzbefohlenen. 

Wahrhaftig, NRW ist Zufluchts-
ort und Einwanderungsland – und 
wer es immer noch nicht glaubt, 
darf an einer Computerspielwand 
seine eigene Familiengeschichte 
als Beleg einspeisen. Merkwürdig 
nur, dass für die Geburtsorte mei-
ner Großeltern aus Niederschlesien 
und dem kaiserlich österreichi-
schen Galizien nur die Heimatlän-
der Polen und Ukraine eingegeben 
werden können, obwohl doch bei-
de Staaten 1896 und 1902 gar nicht 
existierten. Aber das ist sicher als
ausgleichende historische Gerech-
tigkeit und politische Korrektheit
so gut gemeint, dass einem das La-
chen im Hals stecken bleibt.

Man könnte das sicherlich auch 
geschichtslos nennen. Aber das 
wäre ungerecht. Denn dann sind
mit Geschichtsbewusstsein und 
Geschichtswissenschaft Dimension 
markiert, die diese Ausstellung 
systematisch unterlaufen will. Frei-
lich, der Anlass der Ausstellung ist 
ein historischer – 75 Jahre Nord-
rhein-Westfalen. Aber ihr Ziel ist 
nicht eine historische Bilanz oder 
eine kritische Aufarbeitung von 
Geschichte, sondern im besten Fal-
le ein Beitrag zu einer, freundlich 
formuliert, modernen Form von
Erinnerungskultur. Es geht um ei-
ne auf gegenwärtige Bedürfnisse 
zugerichtete Sammlung von 

„Schlaglichtern“ auf das gestern 
und vorgestern, die im besten Falle 
ein mehr oder weniger schaudern-
des oder wohliges Erinnern provo-
zieren. Das will man alles nicht so 
genau wissen, es geht schließlich 
um das richtige Gefühl, nicht um 
Details und Genauigkeit. Und da 
darf man auch schon einmal süffi-
sant insinuieren, etwa wenn es zu 
den Aufnahmekarten in den 
Durchgangslagern für Flüchtlinge 
heißt: „Jede erzählt eine andere 
Lebensgeschichte. Darunter finden 
sich sehr unterschiedliche Biogra-
fien, auch von Tätern.“ (Begleit-
buch S. 25). – Wie wahr und in 
dieser Kürze unerträglich selbstge-
recht zugleich.

Die Düsseldorfer Ausstellung 
findet im Behrensbau statt, eine 
Perle der Industriekultur und der 
Landesgeschichte; immerhin resi-
dierte hier bis 1953 die Staatskanz-
lei. Aber davon erfährt man in die-
ser Ausstellung gar nichts. Sie 
reiht ein „Schlaglicht“ bunt an das 
andere: Migration und sozialer 
Ausgleich, Strukturwandel, Um-
weltschutz und Terrorismus, Reli-
gion und Medien. Landesgeschich-
te findet im Eröffnungsbereich mit 
der Gründung des Landes durch 
die Briten statt und dann ist sie
auch schon wieder vorbei. Von 
Ministerpräsident Arnold ein 
Ausweis, von Ministerpräsident 
Steinhoff (wer war das denn?) ein 
Füllfederhalter, dazu ein Sessel aus 
der ehemaligen Landtagsbestuh-
lung. Das Bonner Haus der Ge-
schichte der Bundesrepublik lässt 
grüßen! Immerhin bekommt man 
dort noch ein paar spannende Par-
lamentsdebatten zu den Stühlen 
dazu. Aber Landespolitik ist kom-
pliziert und kaum aufgearbeitet.
Warum sich da mühen, wenn ver-
schlammte Gummistiefel von der 
jüngsten Flut so herrlich Aktualität 
simulieren. Fazit: Eine Chance 
wurde weitgehend vertan und für 
das Haus der Geschichte NRW 
bleibt noch sehr viel zu tun.

Dr. Frank Hoffmann Ruhr-Univers.
Die Ausstellung „UNSER LAND. 75 Jahre 
Nordrhein-Westfalen“ (Düsseldorf, Behrens-
bau, Mannesmannufer, im Internet unter: 
https://unser-land.nrw/) ist noch bis zum 
22.5.2022 täglich außer montags zu besuchen. 
Der Eintritt ist frei; das reich illustrierte Be-
gleitbuch gleichen Titels umfasst 112 Seiten 
und kostet 7,50 Euro. 
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Als 18-Jährige von der Straße weg verhaftet, für Jahre nach Sibirien 
verschleppt und unermüdlich an der Aufarbeitung beteiligt
Die Landesbeauftragte aus Sachsen und die VOS erinnern an die jüngst verstorbene Else Thomas 
Am 5. September 2021 verstarb die in Leipzig 
lebende Else Thomas im Alter von 94 Jahren. 
Ihre Bedeutung und ihre Beliebtheit in Sach-
sen und darüber hinaus waren immens. Ihr 
Tod wird von vielen Seiten bedauert. 

Der Redakteur der Freiheitsglocke wurde 
nunmehr mit zwei sehr berührenden Nachru-
fen bedacht, die jedoch wegen der Wiederho-
lungen nicht vollständig veröffentlicht werden 
können. Daher ist aus beiden Texten ein ein-
heitlicher zusammengestellt worden, der dem 
Wirken und dem Schicksal von Else Thomas 
durchaus gerecht wird. 

Die am 16. Oktober 1926 im niederschlesischen 
Jarischau geborene Else wächst wohlbehütet in einem 
christlich geprägten Elternhaus auf. Mit Politik hat die
gesamte Familie nichts zu tun. Doch in den letzten Wo-
chen des 2. Weltkriegs gerät ihr Heimatort zwischen die 
Fronten, mal sind die Sow-
jets da, mal die Deutschen, 
dann wieder die Russen. 

Im Januar 1945 wird die 
Gegend von Flüchtlings-
kolonnen regelrecht über-
rannt. Auch Elses Familie muss fliehen, denn die 
Front kommt immer näher, und plötzlich liegt ihr 
Heimatort genau in der Mitte. Eine Einheit der Roten 
Armee rückt an, betrunken ziehen Soldaten durch das 
Dorf, plündern und zerstören Wohnungen und stür-
men das Flüchtlingslager, um Frauen zu vergewalti-
gen. Elses Mutter wirft sich schützend über ihre Toch-
ter, um sie zu verstecken. Jeden Tag sucht sie einen 
neuen Unterschlupf für die 18-Jährige.

Mitte März 1945 kehrt die Wehrmacht zurück und 
das Dorf wird zum Schauplatz einer Panzerschlacht. 
Nun beginnt eine kilometerweite Flucht für die Fami-
lie. Am 12. März 1945 wird Else verhaftet. Die Mit-
gliedschaft im Bund Deutscher Mädel (BDM) dient 
als Vorwand, ihr die Sabotage gegen die sowjetische 
Armee vorzuwerfen.

Nun beginnt für Else der Leidensweg der Gefangen-
schaft. Nach mehreren Transporten und zwei Wochen 
im überfüllten Beuthener Gefängnis erfolgt am Oster-
sonntag 1945 die Verladung auf einen Viehwaggon.
Unter den 2.000 Gefangenen sind 150 Frauen und 
Mädchen. Sie werden in das sibirische Kriegsgefan-
genen- und Internierungslager Nr. 503 im Verwal-
tungsbezirk Kemerowo deportiert, wo man sie zur 
Zwangsarbeit verpflichtet. In dem Kriegsgefangenen-
lager sind deutsche und japanische Häftlinge.

Else schuftet zunächst in einer Ziegelei und wird 
später in ein Stadtlager gebracht, wo die Gefangenen 
beim Häuser- und Brückenbau mithelfen müssen. Im 
Herbst zieht man sie zur Erntehilfe heran. Die Frauen 
arbeiten sieben Tage die Woche in Zwölf-Stunden-
Schichten. Doch Else ist es manchmal lieber, die 
schwere Arbeit zu verrichten, als sich das Elend der 

Kranken und Hungernden in den Baracken anzusehen. 
Besonders zu leiden haben die Gefangenen unter den
extremen Wetterverhältnissen, die im Winter bei mi-
nus vierzig Grad liegen, und auch das Ungeziefer plagt 
sie endlos. Aber Else sagt: „Ja, wir sangen. Wir unter-
stützten uns. Und wir glaubten auch noch.“

Nach vier Jahren und sieben Monaten im Lager 
Kemerowo wird Else im Oktober 1949 entlassen. Spä-
ter sagt sie: „Ich denke heute noch daran, dass dort in 
Kemerowo zuerst die Kriegsgefangenen heim durften 
und wir Frauen, die wir gar nichts gemacht haben, wir 
saßen bis zum Schluss.“

Ihre Familie ist mittlerweile ins sächsische Frohburg 
umgesiedelt. Der Neuanfang ist für die nunmehr 23-
Jährige ein Kulturschock: sie ist traumatisiert, ihr 
Selbstbewusstsein zerstört. Langsam und mit viel 
Mühe gelingt es ihr, sich wieder einzuleben. Else ar-
beitet zunächst als Sachbearbeiterin bei der Konsum-
genossenschaft. 1956 absolviert sie ein Abendstudium 
im Fach Binnenhandel. Sie führt in der DDR ein ange-
passtes Leben, um nicht aufzufallen. Nur mit ehemali-

gen Haftkameraden spricht 
sie über das Erlebte.

Nach der deutschen Wie-
dervereinigung arbeitet Else 
ihre Vergangenheit aktiv 
auf. Sie gibt Interviews, en-

gagiert sich in verschiedenen Opferverbänden, fährt in 
die alte Heimat, wo sie Kontakte zu polnischen Hei-
matgruppen knüpft und Geld und Sachwerte für die 
katholische Kirche spendet. Mit grenzenloser Wiss-
begierde liest sie zahlreiche Bücher, um die Hinter-
gründe der Zivildeportationen zu verstehen. Ihr 
Schicksal wird in zahlreichen Publikationen veröf-
fentlicht, so auch in Dr. Nancy Aris‘ Buch „Das lässt 
einen nicht mehr los“, das bereits ausführlich in der 
Freiheitsglocke besprochen wurde. Else tritt der VOS 
Sachsen bei und betätigt sich als Zeitzeugin in Schu-
len und Einrichtungen, wo sie über 50 Vorträge hält. 
An ihrem 90. Geburtstag wird sie vom Bundesvor-
stand der VOS dafür ausgezeichnet.

Erst nach dem Mauerfall bricht sie ihr Schweigen und 
engagiert sich für eine Würdigung des erlittenen Un-
rechts. Sie spricht auf Veranstaltungen und in Schulen, 
ist im Bund der stalinistisch Verfolgten aktiv. Für eine 
strafrechtliche Rehabilitierung der Zivilverschleppten 
kämpft Else Thomas Zeit ihres Lebens ohne Erfolg. Als 
Anerkennung ihrer Leiden erhält sie lediglich die erst 
2016 beschlossene Anerkennungsleistung für ehemalige 
deutsche Zwangsarbeiter. Auch wenn die Ausgleichs-
zahlung in Höhe von 2.500 Euro keine Rehabilitierung 
ist, ist ihr diese Anerkennung wichtig, weil in diesem 
Zusammenhang das Leid der Zivildeportierten ins Blick-
feld gerät.

Else Thomas setzt sich bis zuletzt dafür ein, das Un-
recht an den Frauen bekannt zu machen und ihnen eine 
Stimme zu geben. Noch im Jahr 2016 stellt sie mit der 
Landesbeauftragten ihr Schicksal bei der Leipziger 
Buchmesse vor und steht dem MDR als Interviewpart-
nerin zur Verfügung. → nächste Seite oben
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→ von voriger Seite unten

Aus dem Altenheim heraus steht sie für Fragen bereit, ist 
bis zuletzt geistig rege und interessiert an den Problemen
unserer Zeit. 

Bemerkenswert ist, dass sie ihre Referate immer mit 
dem Gedicht begonnen hat „Wenn ich einmal frei sein 
werde…“. Es geht zurück auf den Schauspieler Hein-
rich George, der 1946 im sowjetischen Speziallager 
Nr. 7 Sachsenhausen verstirbt. Die Häftlinge überlie-
ferten die Strophen bis weit hinter den Ural und dich-
ten sie teilweise um. 

Else Thomas schreibt die Verse nach ihrer Rückkehr 
auf. Die Gedichtzeile „Ich sah die Mühlen Spuren 
mahlen, den Menschen tief ins Angesicht“ wird titel-
gebend für den ersten Band der VOS-Schriftenreihe 
„Erinnerungen an politische Gefangenschaft“. Das 
Buch, das die Biografie von Else Thomas beinhaltet, 
kann über die VOS-Sachsen bezogen werden. Die Bi-
ografie von Else Thomas ist außerdem auf der Pro-
jektwebsite nachzulesen www.vos-sachsen-zeitzeu-
generinnerungen.de. Ein kurzes Video lässt sie dort 
selbst zu Wort kommen.

Else Thomas ist stets auf Versöhnung bedacht ge-
wesen, immer stellte sie Toleranz und Solidarität in 
den Mittelpunkt ihres Handelns. Sie sagte von sich 
selbst, dass sie an das Gute glaubt.

Der Nachruf des Landesverbandes der VOS Sachsen 
wie auch der von der Landesbeauftragten des Bundes-
landes sind erfüllt von der Trauer um ihren Tod.

„Wir bedauern sehr, dass Else Thomas nach einem 
langen, ereignisreichen Leben mit 94 Jahren nun von 
uns gegangen ist. Wir werden sie in Ehren halten und 
ihr Vermächtnis weitertragen“, verlautet die Würdi-
gung von Frank Nemtz, und Frau Dr. Aris meint: 
„Wir werden sie vermissen. Ihr ernsthafter Ton und ihre 
auf Ausgleich und Toleranz ausgerichtete Haltung wer-
den uns in der Aufarbeitung fehlen.

Dr. Nancy Aris, Landesbeauftragte Sachsen
VOS Sachsen: Ariane Zabel, LV Frank Nemetz

Foto (© privat): Landesverband Sachsen

Herr Ministerpräsident, wir 
bitten Sie endlich um Klartext
Die Forderungen vor dem Treffen der Landes-
beauftragten in Thüringen
Am 17. September sollte Bodo Ramelow; Minister-
präsident in Thüringen, den 24. Bundeskongress der 
Landesbeauftragten der SED-Diktatur im Grenzland-
museum Teistungen (Thüringen) eröffnen. Gastgeber 
waren auch die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur und mehrere Verfolgtenverbände und 
Aufarbeitungsinitiativen. Der Sprecher des Nieder-
sächsischen Netzwerkes für SED- und Stasiopfer, der 
ehemalige CDU-Bundestagsabgeordnete Hartmut 
Büttner, hatte Bodo Ramelow bereits vorab aufgefor-
dert, die DDR unmissverständlich als Unrechtsstaat 
zu bezeichnen. Ramelows Schirmherrschaft ist unter 
den Opferverbänden umstritten. Grund sind Äußerun-
gen des Thüringer Ministerpräsidenten, dass die DDR 
kein Unrechtsstaat gewesen sei. Diese Aussagen habe 
Bodo Ramelow im Oktober 2019 getätigt und später 
in verschiedenen Varianten wiederholt. Viele Ver-
folgte der SED-Diktatur sehen darin einen Rückschritt 
und ein Abrücken von Aussagen des eigenen Koaliti-
onsvertrages der Thüringer Landesregierung aus dem 
Jahr 2015. In diesem hatten sich B‘ 90 / Grüne, die 
SPD und die Linke darauf geeinigt, den Begriff aus-
drücklich in die Präambel des Koalitionsvertrages 
aufzunehmen. Demokratische und rechtsstaatliche 
Verhältnisse bedingen einander. Eine Diktatur mit ei-
nem funktionierenden Rechtsstaat hat es in der Ge-
schichte ebenso wenig gegeben wie eine Demokratie 
ohne einen solchen. Wer versucht, die Verbrechen der 
Nazis durch den Verweis auf die DDR zu relativieren, 
handelt perfide. Mindestens genauso perfide ist es, 
wenn in jedem Hinweis auf DDR-Unrecht eine solche 
Relativierung gesehen wird. Auch (und gerade!) die 
DDR zerstörte Menschen in ihrer bürgerlichen Exis-
tenz, psychisch, und manchmal auch an Leib und Le-
ben, Richter und Staatsanwälte wirkten daran (be-
wusst und im Sinne der Ideologie) mit.

Wer sich heute weigert, die DDR als Unrechtsstaat 
zu bezeichnen, hat das Wesen einer Diktatur nicht be-
griffen oder er oder sie tut das absichtlich aus politi-
schem Kalkül. 

Hartmut Büttner weist darauf hin, dass die SED mit 
dem Ministerium für Staatssicherheit einen giganti-
schen Unterdrückungsapparat gegen die eigene Be-
völkerung aufgebaut hatte. Die Stasi war Schild und 
Schwert der Sozialistischen Einheitspartei SED. 
91.000 Hauptamtliche Mitarbeiter und sogar mehr als 
100.000 Inoffizielle Mitarbeiter taten nichts anderes, 
als ihre Nachbarn, Kollegen, Freunde und sogar Fami-
lien zu bespitzeln und zu denunzieren. Darüber hinaus 
steuerte das MfS noch ca. 30.000 Agenten im Westen 
Deutschlands.

Ein persönliches Schreiben an den Ministerpräsi-
denten vom 1. August 2021 hat dieser nicht beantwor-
tet. Umso mehr erwarten die Verfolgten- und Opfer 
der SED-Diktatur in Teistungen eine klare Aussage 
von Ramelow, deren Inhalt lauten dürfte: „Ja, auch 
die DDR war ein Unrechtsstaat.“

Hartmut Büttner / B. Thonn
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E I N L A D U N G
Liebe Kameradinnen, liebe Kameraden,
hiermit laden wir Euch ganz herzlich zu unserer 
Jahresabschlussveranstaltung ein.

Samstag, 6. November 2021 
Beginn um 10 Uhr
Einlass ist ab 09.30 Uhr

Veranstaltungsort:
Ratsstube am 

Johannisplatz 1 
09111 Chemnitz

Wir blicken auf 30 Jahre VOS in Chemnitz 
und wollen uns im Kreise der Kameradinnen

und Kameraden, auch gern in Begleitung 
eurer Liebsten und Freunde, wiedersehen.

Wir freuen uns auf euer Kommen.

Der Vorstand der VOS Chemnitz – Hohen-
stein-Ernstthal – Stollberg

Teilnahmebestätigung erbeten an:
VOS CHEMNITZ, Müllerstr. 12, 
09113 Chemnitz
per Telefon unter 017676757551.
per Email: VOS.Chemnitz@web.de

Was wir (auch) nicht
vergessen sollten

D a s   K n a s t l e x i k o n
In dieser Reihe möchten wir Ihnen einige Aus-
drücke / Begriffe erklären, die nur in der 
(DDR-)Haft geläufig waren und die man nicht 
vergessen sollte. 

Heute: Kalte Heimat
Dies ist ein Begriff, der in unterschiedlicher Weise, in 
verschiedenen Zeitabschnitten und Regionen oder 
Ländern Verwendung gefunden hat. Er ist wie alle 
hier aufgeführten Ausdrücke nicht Bestandteil der of-
fiziellen Sprache unseres Landes.

Im Jargon der DDR-Inhaftierten wurde die Kalte
Heimat Häftlingen verordnet, die wegen eines krimi-
nellen Delikts verurteilt waren und vorzeitig entlassen 
wurden. Meist konnten sie keinen festen Wohnsitz 
nachweisen, weswegen sie in eine besonders unwirtli-
che Gegend der DDR verbannt wurden, die sie nicht 
ohne Erlaubnis des Ortspolizisten (ABV) verlassen 
durften. Sie erhielten den berüchtigten PM 12, der äu-
ßerlich einem DDR-Ausweis glich, aber keine einge-
legten Seiten hatte. Dadurch waren die Inhaber bei der 
Ausweiskontrolle (Volkspolizei, Trapo, Zoll usw.) au-
tomatisch als entlassene Häftlinge erkennbar. Sie wa-
ren zudem verpflichtet, sich täglich bei dem zuständi-
gen ABV zu melden. Taten sie es nicht, wurde nach 
ihnen gefahndet und sie wurden wieder inhaftiert.

Igor Gerd Lesnikow

R e n t e n u n r e c h t

Ein Härtefonds. Wollten wir das?
Das Gute an der Nachricht ist, dass man uns 
wahrnimmt. Nun geht es um Anäherung
Bereits im Frühjahr 2021 fand über den NRW-
Landesbeauftragten für die Belange der Heimat-
vertriebenen, Aussiedler und Spätaussiedler Herrn
Heiko Hendriks eine Zoom-Konferenz statt, an der 
auch Staatssekretär Dr. Mark Speich teilnahm. Die 
beteiligten VOS-Mitglieder hatten hier Gelegen-
heit, sich zur Benachteiligung durch das RÜG zu 
äußern. Nun kam – erfreulicherweise – nach 
ernsthaften Bemühungen eine ausführliche Reak-
tion von Herrn Dr. Speich, mittels derer er über 
Herrn Hendriks einen Vorschlag unterbreitet, in 
dem er als eine Art Kompensation für die erhebli-
chen Nachteile des RÜG einen Härtefonds vor-
schlägt. Inwieweit der Fonds allen Benachteiligten 
zugutekommen kann und das gesetzlich verfügte 
Unrecht ausgleicht, ist nicht ersichtlich. Es dürfte 
jedoch nicht das sein, wonach VOS und IEDF seit 
Jahren streben: Gerechtigkeit in der Rentenfrage. 

Das Schreiben wurde an Herrn Heiko Hendriks 
gerichtet, der es der Freiheitsglocke zur Veröffent-
lichung zur Verfügung stellte. 
Sehr geehrter Herr Hendriks,
Für unseren erneuten Austausch zur Frage der Renten 
von DDR-Übersiedlern und –Geflüchteten danke ich 
Ihnen herzlich. Die Belange dieser Gruppe von Men-
schen sind tief mit der deutschen Geschichte verstrickt 
und sind daher für die Landesregierung Nordrhein-
Westfalen von besonderer Bedeutung. 

Die Landesregierung hat verschiedene Wege eruiert, 
um das Anliegen der SED-Opferverbände und Be-
troffenen weiter zu verfolgen. Nach entsprechender 
Prüfung wurde von einer Bundesratsinitiative als ge-
eignetem Instrument zum jetzigen Zeitpunkt auch 
aufgrund des Grundsatzes der Diskontinuität abgese-
hen, demzufolge Gesetzesinitiativen des Bundesrates 
mit Ablauf der Legislaturperiode des Bundestags ge-
genstandslos werden. Gleichwohl freue ich mich, dass 
es eine neue Dynamik hinsichtlich eines Härtefonds 
gibt, von dem voraussichtlich ein Teil der DDR-
Übersiedler und –Geflüchteten profitieren würde: Das 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes Nordrhein-Westfalen erörtert gemeinsam mit 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und 
den anderen Bundesländern die Initiierung und Aus-
gestaltung eines solchen Fonds. 

Sicherlich, auch mir persönlich ist dies bewusst, 
stellt dies noch nicht die erhoffte Gesamtlösung dar.
Die Landesregierung wird sich auf Bundesebene dafür 
einsetzen, dass das Thema in der nächsten Legislatur-
periode des Bundestags zügig gelöst und deshalb 
möglichst schon bei Koalitionsverhandlungen behan-
delt wird.

Ich danke für Ihren Einsatz und den weiteren Aus-
tausch. Mit freundlichen Grüßen, Dr. Mark Speich
Anm. d. Red.: Die Betroffenen bedanken sich sowohl 
bei Herrn Dr. Speich wie auch bei Herrn Hendriks. 
Sehr gern möchten wir im Gespräch bleiben.

Kommentar zum Thema nächste Seite oben→
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Was ist möglich, was ist sinnvoll? Bitte handeln Sie, bitte schnell!
Kann das Rentenunrecht jetzt noch aufgehoben werde? Ein Kommentar zur den Forderungen der Opfer
Eines steht fest: Obwohl wir im 
Frühjahr 2012 eine ausführliche 
Zoom-Konferenz mit dem NRW-
Landesbeauftragten Heiko Hen-
driks hatten, an der auch Staatssek-
retär Dr. Mark Speich und acht
VOS-Mitglieder teilnahmen, bei 
der es in einer langen Diskussion 
um die Aufhebung des umstritte-
nen Rentenüberleitungsgesetzes 
(RÜG) ging, stellt sich nun heraus, 
dass wir vom Grundsatz her anei-
nander vorbei geredet haben. Das 
heißt freilich nicht, dass damit die 
bestehenden Tatsachen nicht er-
kannt und besprochen wurden und 
Herr Dr. Speich die Problematik
nicht erkannt hätte und nach We-
gen der Besserung der Situation 
der Betroffenen suchen würde:
Denn das RÜG existiert, es wurde 
wider vormalige Zusagen be-
schlossen, und es benachteiligt vie-
le, vielleicht alle Rentnerinnen und 
Rentner, die aus der DDR geflohen 
bzw. durch Freikauf oder andere 
Weise die Staatsbürgerschaft des 
SED-Staates verloren hatten.
Dementsprechend sind auch die 
Hilfe- und Gerechtigkeitsrufe der 
Benachteiligten legitim, wiewohl 
sie häufig genug unsachlich formu-
liert und nicht frei von Beleidigun-
gen an Politikerinnen und Politi-
kern sind. Vieles ist menschlich, 
vieles ist verständlich, wenngleich 
es mit Blick auf den guten Ruf der 
Verfasser besser unterbliebe.

Dies ist das eine. Das andere ist 
die nunmehr angebotene Lösung, 
die in der Erweiterung des Härte-
fallfonds besteht. Wollen die Be-
troffenen das? Klares Nein. Eine 
solche Maßnahme wäre das, was 
ohnehin mit der Stiftung für die 
SED-Opfer existiert, es wäre eine 
soziale Hilfeleistung, die unabhän-
gig von bestehenden Ansprüchen 
gewährt würde und die nicht allen, 
um die es geht, zugutekäme. Ein-
mal mehr hätten wir – wie bei der 
Opferrente, wenngleich in abge-
wandelter Form – die Anwendung 
des Bedürftigkeitsparagrafen. Dies 
widerspricht dem Anliegen der 
Benachteiligten, und es ist nur eine 
oberflächliche Bewertung, mit der 
sich die Frage verbindet: Warum 
denken die Politikerinnen und Po-
litiker im Land, dass es allen 
DDR-Opfern schlecht gehen 

muss? Hat man allgemein die 
Meinung, alle Geflüchteten und 
Freigekauften sind im Westen ge-
scheitert, weil sie sich beruflich oft 
unter Wert verkaufen mussten?
Das Gegenteil dürfte der Fall sein. 
Fast alle haben versucht, eine neue 
Existenz zu gründen, nachdem sie 
durch die Ausreise alles verloren 
hatten. Man muss es hier nicht er-
klären, es ist dennoch wahr. Ist 
dies aber ein Grund, auf Ansprü-
che zu verzichten, die ursprünglich 
verbrieft waren? Falls die Diskus-
sion hierzu noch jemals in kompe-
tenter Runde geführt werden sollte, 
sollte diese Frage unbedingt als 
erste ausgesprochen werden.

Nun zur Realität. Die DDR-
Opfer sind sicher nicht die einzige 
Gruppe von Menschen dieses Lan-
des, die durch einen Rentenpara-
grafen benachteiligt sind oder die 
sich benachteiligt fühlen. Sie sind 
nur diejenigen, die immer am 
längsten gekämpft und die mit am 
längsten gelitten haben. Daher 
werden sie bei aller Aussichtslo-
sigkeit auch nicht aufgeben. Aller-
dings wissen wir alle, dass es quasi 
ein Unding ist, ein längst verab-
schiedetes Gesetz aufzuheben. Al-
lein schon, weil diejenigen, die es 
auf den Weg gebracht haben, sich 
genasweist fühlen würden und sich
öffentlich rechtfertigen müssten.
Ein realistisches Handeln würde 
daher bedeuten, dass wir als Haft-
opfer die anderen Eisen, die wir 
noch im Feuer haben, schmieden 
sollten. Für die ehemaligen politi-
schen Häftlinge bedeutet das, sich 
intensiv für die Anpassung der Op-
ferrente an die jährliche Inflations-
rate einzusetzen. Die Vorausset-
zungen sind nicht ungünstig, die 
Antworten von zwei Parteien auf 
die Wahlanfragen haben es ge-
zeigt. Die Bereitschaft, sich damit 
zu befassen, besteht, die Mittel 
dürften angesichts des ohnehin 
aufgeblähten Haushaltes und der 
rapide schwindenden Opferzahlen 
das geringste Hindernis sein. Es 
geht nur darum: zu wollen, die 
Stimme zu erheben und zuletzt 
auch in der CDU ein Umdenken zu 
erreichen.

Geht man auch hier nach Katego-
rien, so ist die Opferrente eine so-
ziale Leistung, für die keine Bei-

träge eingezahlt, nur eben Haftjah-
re investiert wurden. Man kann al-
so das Geld, das in besagten Härte-
fallfonds geschüttet werden soll, 
sinnvoller der Besonderen Zuwen-
dung zuteilen, man würde sich 
Verwaltungsarbeit sparen, und die 
Empfänger müssten nicht erneut 
die gefürchteten Nachweise und 
Steuererklärungen über Einkünfte 
und Verdienste, eventuell auch 
noch Gesundheitsatteste vorwei-
sen. Die oft sehr langen Wartezei-
ten könnten ebenfalls entfallen. Es 
wäre vielleicht nicht ausgeschlos-
sen, dass man auch in den Unions-
parteien von den Antworten zu den 
Wahlprüfsteinen der VOS („Eine 
Erhöhung der Opferrente ist nicht 
vorgesehen“) abrückt. Um es dann 
klar und deutlich zu sagen: Mit ei-
nem derart kategorisch kalt ableh-
nenden Statement wie dem der 
CDU ist es unglaubwürdig, sich 
gemeinsam zum Gedenken an die 
Opfer von Mauer, Teilung und po-
litischer Haft zu treffen.

Dabei wäre es jetzt, da wir end-
lich eine Opferbeauftragte haben 
und vor den Koalitionsverhand-
lungen stehen, wo zudem ein un-
geahnter vielgestaltiger Preisan-
stieg angekündigt ist, eine gute 
Zeit, sich nochmals darüber zu un-
terhalten und auf unkomplizierte 
und bescheiden großzügige Weise 
neue Modalitäten zu beschließen. 
Man sollte sich anhören, was die 
einen – gemeint sind die Opfer –
anstreben und die anderen – die 
Politikerinnen und Politiker – be-
reit sind zu gewähren. 

Man sollte, wenn man Gespräche 
führt, bedenken, dass es ohne die 
ehemaligen politischen Häftlinge 
und deren Einsatz vermutlich kein 
geeintes Deutschland geben würde. 
Je kälter und überheblicher die 
Absagen ausfallen bzw. je intensi-
ver das Schweigen (SPD) anhält, 
umso größer wird die Verbitte-
rung. Manch einer aus dem Opfer-
kreis hat vielleicht noch ein paar 
Monate zu leben. Aber er oder sie 
würde diese Welt mit einem Lä-
cheln der Zufriedenheit verlassen 
können. Daher diese freundliche,
zugleich eindringliche Aufforde-
rung an die Politik: Bitte tun Sie 
etwas, bitte handeln Sie, und dies 
bitte schnell. Tom Haltern
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Das Wirken Albert Schweitzers bestimmte auch sein Leben
Bereits im Juli verstarb Kamerad Alfred Ullmann aus Cottbus / Ein Nachruf der VOS
Die VOS hat die traurige Pflicht,
den Tod eines der aktivsten und 
aufrichtigsten Kameraden be-
kanntzugeben. Kamerad Alfred 
Ullmann, der bereits am 10. Juli 
2021 im gesegneten Alter von
fast 92 Jahren verstarb, gehörte 
zu denen, die sich selbstlos und 
aufopferungsvoll für den Ver-
band, die Kameradinnen und 
Kameraden sowie für die ehema-
ligen politischen Häftlinge und 
Verfolgten einsetzten und sich 
unermüdlich für die Aufarbei-
tung des SED-Unrechts sowie 
die Wissensvermittlung an die 
nachfolgenden Generationen ein-
traten. Alfred Ullmann gründete 
sofort nach dem Mauerbau die 
VOS- Bezirksgruppe Cottbus 
und war daraufhin deren langjäh-
riger Vorsitzender. Bei der 
Gründungsversammlung war das 
damalige Bundesvorstandsmit-
glied Bernd Pieper anwesend. 
Die gesamte Gruppe leistete, 
nicht zuletzt wegen der vorbild-
lichen Vorstandsarbeit Alfred 
Ullmanns hervorragende Arbeit. 
Die Gruppe erreichte zeitweilig 
eine Mitgliederzahl von mehr als
70 Mitgliedern.

Wegen eines Herzinfarkts
konnte Alfred Ullmann den Vor-
sitz der Bezirksgruppe seit eini-
gen Jahren nicht mehr ausüben, 
er stand jedoch bis zu seinem 
Tod den Kameraden bei der Be-
ratung und Betreuung zur Seite.
Zuvor war er als einstiger SMT-
Verurteilter immer wieder an 
Schulen gewesen, um über seine 
Erlebnisse und das Unrecht aus-
führlich zu sprechen. 

Er selbst war als Jugendlicher
im Alter von 16 Jahren wie viele 
Gleichaltrige von der Straße weg 
ohne wirkliche Begründung ver-
haftet worden. Er kam in die La-
ger Mühlberg und Buchenwald, 
wo er mit Mühe, Glück und un-
ter unglaublichen Entbehrungen 
nahezu fünf Jahre Haft überlebte. 

Seit dieser schweren Zeit ori-
entierte er sich an den humanis-
tischen Idealen von Albert 
Schweitzer, der in Lambarene 
Großes für die Menschheit leis-

tete. Alfred Ullmann wurde 
durch dieses Vorbild selbst zum 
Humanisten, immer wieder – be-
reits in der DDR – berief er sich 
auf Schweitzer, wobei er im 
SED-Staat eher auf Ablehnung 
denn auf Zustimmung stieß. Er 
gründete dennoch schon 1981 
den Albert-Schweitzer-Kreis und 
setzte sich damit für Menschen-
rechte und die Verbreitung der 
Ideale Schweitzers ein, die zeig-
ten, dass es jenseits der sozialis-
tischen Ideologie und deren Ver-
bote einen Humanismus gibt, der 
wahrhaftig und menschlich ist.

Für sein unermüdliches Schaffen 
und seine Selbstlosigkeit erhielt 
Alfred Ullmann 2003 das Bun-
desverdienstkreuz Erster Klasse.
Eine besonders hohe Ehrung er-
fuhr er durch die Berufung in die 
internationale Albert- Schweit-
zer-Gesellschaft, deren Mitglied 
er bis zu seinem Tode blieb.

Nachdem er mit dem Mauer-
bau strafrechtlich rehabilitiert 
worden war, half er vielen ehe-
maligen Häftlingen ebenfalls, die 
Rehabilitierung zu bekommen.

Wer heutzutage nach Weimar 
reist, der kann die Begegnungs-
stätte Albert Schweitzer besich-
tigen und erfahren, dass deren 
Gründung ebenfalls auf Alfred 
Ullmanns Initiative zurück geht. 
Die Haft und das Unrecht des 
kommunistischen Regimes do-
kumentierte Kamerad Ullmann 

in mehreren Broschüren und Zei-
tungsbeiträgen. Zugleich widme-
ten Zeitungen und Buchveröf-
fentlichen seinem Schicksal und 
Wirken immer wieder Aufmerk-
samkeit. So wurde er in Thomas 
Kittans Band “Das Zuchthaus 
Cottbus – Die Geschichte des 
politischen Strafvollzugs“ auf-
genommen. Hierin schildern po-
litischer Häftlinge (auch Bernd 
Pieper) ihre Hafterlebnisse nach 
1945. Das Werk ist 2009 in den 
„Cottbuser Blättern“ (Sonderheft 
2009) erschienen und wurde 
mehrmals neu aufgelegt. Es 
wurde im Jahr des Erscheinens 
in der Freiheitsglocke vorge-
stellt. 

Alfred Ullmann überwand mit 
Unterstützung seiner Frau Inge-
borg die Folgen der Haft und be-
gann in der DDR ein Studium. 
Er arbeitete bei der Energiever-
sorgung in leitender Position und 
durfte – wie alle Schicksalsge-
fährten – kein Wort über die In-
ternierung verlauten lassen. 

Anlässlich seiner Beisetzung 
würdigte der Cottbuser Oberbür-
germeister Kelch die Verdienste 
Alfred Ullmanns, der am 8. Au-
gust 1929 im Erzgebirge geboren 
wurde und auch in die Ehren-
chronik der Stadt Cottbus Ein-
gang fand, mit bewegenden 
Worten. 

Wir als VOS danken dem Ver-
storbenen für die langjährige 
Mitgliedschaft in unserem Ver-
band und für seine aufopferungs-
volle Arbeit im Sinne der Opfer.
In den Ausgaben der Freiheits-
glocke kann man nachlesen, dass 
Kamerad Ullmann fast immer un-
ter den Spendern war. Wir wer-
den das Andenken an ihn in Eh-
ren halten, er wird auch in den 
Aufzeichnungen unseres Verban-
des einen hervorragenden Platz 
erhalten. Sein Einsatz für die 
Menschheit lässt ihn jedoch über 
die Grenzen der VOS hinweg 
zum Vorbild werden. Ohne ihn 
wäre viel Gutes nicht geschehen, 
aber mit ihm ist neues Unrecht 
verhindert worden.

BV, BGF, Redakteur
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Die nächste Generalversammlung findet vom 
22. bis zum 24. Oktober in Friedrichroda
(Berghotel) statt. Dort wird der komplette Vor-
stand neu gewählt. Eingeladen werden alle ge-
wählten Delegierten, der Bundesvorstand und 
die Landesvorsitzenden. 
Eine Generalversammlung kann von jedem 
Mitglied besucht werden, jedoch bitten wir zu 
beachten, dass unter den Coronabedingungen 
nur eine begrenzte Anzahl in den Versamm-
lungssaal darf. H. Diederich

Neuer VOS-Bundesschatzmeister 
Fred Mrotzek erhielt per Briefwahl fast alle 
Stimmen der Berechtigten
Wie wir in der vorigen Freiheitsglocke berichteten, ist
Kamerad Rainer Buchwald, zum Ende des ersten 
Halbjahres 2021 vom Amt des stellvertretenden Bun-
desvorsitzenden und Schatzmeisters zurückgetreten. 
Das Vereinsregister macht es uns als Verband zur Auf-
lage, innerhalb von drei Monaten diesen Posten neu zu 
wählen. Dies ist inzwischen durch die geheime Brief-
wahl erfolgt. Für dieses Amt hatte sich der langjährige 
Landesvorsitzender von Mecklenburg-Vorpommern, 
Dr. Fred Mrotzek als einziger Kandidat zur Wahl ge-
stellt. Die Dauer der Amtszeit dauert allerdings nur bis 
zur Generalversammlung, innerhalb der ein gesamter 
neuer VOS-Vorstand gewählt werden soll.

Am 25. September 2021 fand die Auszählung der
Stimmen der eingegangen Amtsträger der VOS statt. 
Demnach wurden in der Gesamtheit 55 Stimmen ab-
gegeben. Von diesen stimmten 52 für den Kandidaten. 
Weiterhin gab es drei Enthaltungen und keine Gegen-
stimme. Somit ist Fred Mrotzek (Foto) gewählt. Es er-
folgt nur noch die notarielle Beglaubigung und die 
Eintragung im Vereinsregister.

Trotz der Kürze der Amtszeit möchten wir Kamerad 
Mrotzek unseren Glückwunsch übermitteln. Mit dem 
Eintrag ins Vereinsregister findet er auch Aufnahme in 
die VOS-Statistik, und sollte es noch einmal eine Fest-
schrift geben, wird er auch darin erwähnt werden. Im 
Übrigen weiß man nicht, ob der neue Schatzmeister 
Gefallen an dem Amt findet und nicht für die nächste 
Periode erneut kandidieren will. Für die VOS: ARK

Angst vor einer neuen Diktatur 
Die Schwäche der EU könnte zum Nachlassen 
der Geschlossenheit führen
 Ich bin froh, der Merkelismus ist vorbei. Nach
dem Ende der Ära von Bundeskanzler Gerhard 
Schröder (SPD) habe ich gedacht, es kann in 
Deutschland nicht schlimmer werden. Da musste ich 
irgendwann meine Ansicht revidieren. Unter Merkel 
wurde die Politik nicht besser. Gut, bis 2013 konnte 
man ihre Tätigkeit noch akzeptieren, und wäre sie 
nicht noch mal zur Wahl angetreten, wäre ihr und 
uns allerhand erspart geblieben. 

Aber Macht ist eine Sucht, von der man nur durch 
menschliche Größe und einen starken Charakter los-
kommt. Das hat sie, wie ihr großer Kanzler- Vorgän-
ger der CDU, Helmut Kohl, nicht geschafft. Die 
Auswirkungen ihres Festhaltens an der Macht reich-
ten bis nach Brüssel, sie halten bis heute an und äu-
ßern sich in der Spaltung der Europäischen Union. 
Um die Kluft zu schließen, hat sich derzeit Frau von 
der Leyen sehr bemüht, doch der Erfolg ist mager. 

Vieles geht in der Tat auf den Ausgang des Zwei-
ten Weltkriegs zurück. Der Kontinent hat sich, zu-
mindest im Ostteil, inzwischen nur mühsam erholt. 
Der Westen freilich schuf nach und nach die Grund-
lagen für eine gewisse Geschlossenheit. Bereits 1957 
wurden die Römischen Verträge unterzeichnet, da-
nach wurde die Annäherung Schritt für Schritt voll-
zogen.

Wir haben 1989 / 1990 den Zerfall des sowjeti-
schen Imperiums erlebt und uns in derselben Zeit in 
einer wirklich nur kurzen Spanne die deutsche Ein-
heit zurückerobert. Damals glaubten wir an einen gu-
ten Fortgang der Dinge. Erweist sich das nunmehr 
als Illusion oder ist es eine vorübergehende Talfahrt, 
die demnächst gestoppt wird?

Inzwischen hat Großbritannien die EU verlassen, 
und auch andere Länder möchten den Status Natio-
nalstaat stärken. Das macht mir Angst, und diese 
Angst um Europa basiert auf der Vorstellung, die 
drei Machtblöcke teilen unseren Kontinent unterei-
nander auf. Und wer möchte da wohl unter der He-
gemonie von Moskau oder Peking leben?

Europa ist nur unter den annähernd gleichen Le-
bensbedingungen der Mitgliedstaaten und durch eine 
wirkliche Geschlossenheit stark. Dazu muss jedes 
Land seinen Beitrag leisten. 

Die Hoffnung stirbt zuletzt, aber die Probleme für 
Deutschland als Motor der Europäischen Union wer-
den in absehbarer Zeit sicher nicht geringer. 

Oft, vor allem in meiner Zelle in der Stasi- Unter-
suchungshaftanstalt, habe ich gedacht, die Mensch-
heit muss durch einen Fehler in der Entwicklung in 
der Natur entstanden sein. Aber dann kam die Ära 
1989 / 1990, und meine Ansicht in Sachen Mensch-
heit wurde wieder positiver. 

Nun bin ich wieder an einem Punkt angelangt, an 
dem mir mein Wissen und meine Lebenserfahrung 
sagen, wir könnten in einigen Jahren in Deutschland 
wieder eine Diktatur bekommen. Doch ich wünsche 
mir nichts mehr, als dass ich mit meinen dummen,  
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von totaler Angst geprägten Vorstellungen völlig da-
nebenliege. Jörg Petzold / FG
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Er gehörte zu den Gründern 
des Neuen Forums
Ein Nachruf auf den Bürgerrechtler Reinhard 
Schult, der 70-jährig verstorben ist
In der Nacht zum 26. September 2021 verstarb nach 
langer schwerer Krankheit unser ehemaliger Kollege, 
Weggefährte und Freund Reinhard Schult.

Reinhard Schult war einer der aufrechten, unbeug-
samen DDR-Bürgerrechtler, der immer zu seinen Ide-
alen stand. Trotz vielfältiger Repressionen wandte er 
sich unerschrocken gegen das SED-Regime und trat 
konsequent für eine Veränderung der DDR- Gesell-
schaft ein. In den 1980er Jahren engagierte er sich in 
der DDR-Opposition, 1989 gehörte er zu den Grün-
dungsmitgliedern des Neuen Forums, das er am Zent-
ralen Runden Tisch und als Parlamentarier im Berli-
ner Abgeordnetenhaus vertrat. Er hatte maßgeblichen 
Anteil an der Besetzung der Stasi-Zentrale, an der 
Auflösung des Ministeriums für Staatssicherheit so-
wie an der Sicherung der Hinterlassenschaften der 
DDR-Geheimpolizei und deren Öffnung für die per-
sönliche und gesellschaftliche Aufarbeitung.

Reinhard Schult war einer der ersten Mitarbeiter der 
Beauftragten des Landes Brandenburg zur Aufarbei-
tung der Folgen der kommunistischen Diktatur, die im 
Jahr 2010 ihre Arbeit aufnahm. 

Schon zuvor hat er – angebunden beim Berliner 
Landesbeauftragten – Menschen in Brandenburg bera-
ten, die in der SBZ/DDR von politischem Unrecht be-
troffen waren. Er hat ihnen zugehört, sie bei der Klä-
rung ihrer Schicksale und der Einsicht in Stasi-
Unterlagen unterstützt sowie in Fragen der Rehabili-
tierung und Entschädigung der Folgen des erlebten 
Unrechts beraten.

2014 wurde Reinhard Schult das Bundesverdienst-
kreuz verliehen. Er verstarb in der Nacht zur diesjäh-
rigen Bundestagswahl kurz nach seinem 70. Geburts-
tag. 

Dass wir heute frei wählen können, ist auch ein 
Verdienst von Reinhard Schult.

Unsere Anteilnahme gilt allen, die um ihn trauern.
Dr. Maria Nooke, Beauftragte des Landes Branden-
burg zur Aufarbeitung der Folgen der kommunisti-
schen Diktatur

Spender für die VOS 
Danke an alle, die sich immer noch so groß-
zügig  für den Verband einsetzen
Auch wenn wir mittlerweile weniger Mitglieder 
haben, darf die Spendenbereitschaft nicht nachlas-
sen. Die VOS muss leben.
Petra und Rainer Scherwinski, Othmar Ballmaier, 
Beate Rusch, Annemarie Krause, Gert Ahnert, Dr. 
Andreas Dosch, Karl-Gunter Wehling, Ilona Eser, 
Gerd Lindner, Friderun und Egon Seel, Fritz Schaar-
schmidt, Jürgen Wendler, Walter Schrader, Herbert 
Thomas, Dr. Christian Tauschke, Hans-Peter Hell-
ström, Hartmut Behle, Friedrich-Wilhelm Sperling, 
Friedrich Hübner, Helmut Günther, Anneliese Bittner, 
Hartmut Schlotte, Hans Stein, Karl-Heinz Ulrich, 
Hartha Christine Liszewski, Wilfried Seifert, Martina 
und Uwe Rutkowski.

Aus Protest und Verzweiflung –
wir sind ihm vieles schuldig
Gedenken in Zeitz an die Selbstverbrennung 
von Oskar Brüsewitz vor 45 Jahren
In Zeitz wurde anlässlich des 45. Jahrestages der 
Selbstverbrennung des evangelischen Pfarrers Oskar 
Brüsewitz mit einer Gedenkfeier gedacht. Dazu luden 
Stadt, Kirchen, Angehörige und Freunde sowie die 
evangelische Kirche an die Brüsewitz-Stele vor der 
Michaeliskirche ein.

Brüsewitz hatte sich am 18. August 1976 aus Protest 
gegen die DDR-Bildungspolitik mit ihrer Unterdrü-
ckung junger Menschen in Schulen vor der Michae-
liskirche in Zeitz öffentlich mit Benzin übergossen 
und angezündet. Er kam mit schweren Verletzungen 
in ein Krankenhaus in Halle (Saale), wo er am 22. 
August 1976 starb. 

Oskar Brüsewitz wurde 1929 in Willkischken im 
Memelland geboren und war seit 1970 Pfarrer in Rip-
picha, südlich von Zeitz.

Seine Selbstverbrennung war ein Akt der Verzweif-
lung und des Protestes gegen die staatliche Willkür in 
der DDR, die Beschneidung der Religionsfreiheit und
Benachteiligung christlicher Schülerinnen und Schü-
ler durch das sozialistische Bildungswesen. 

Brüsewitz` Schicksal, sein Leben und seine keines-
wegs freie Lebensgeschichte wurde in vielen Büchern 
und Schriften behandelt. Aktuell empfehlenswert ist 
das Buch von Alexander Richter-Kariger „Der Fall 
Brüsewitz“, in dem die Lebensabschnitte von seiner 
Geburt und dem Leben in Ostpreußen bis 1964 be-
schrieben werden. Geschildert werden die Zeiten in 
Markleeberg, Weißensee und Leipzig, in denen Oskar 
Brüsewitz bereits heftige Auseinandersetzungen mit 
den staatlichen Organen der DDR führte und schon 
früh nur knapp einer Haftstrafe entging.

Igor Gerd Lesnikow
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Wir trauern um
Wolfgang Seidel Bezirksgruppe Plauen
Siegfried Walther Bezirksgruppe Freiberg
Alfred Ullmann Bezirksgruppe Cottbus
Manfred Seifert Bezirksgruppe Reichenbach-Vogtland 
Gottfried Hoyer Bezirksgruppe Reichenbach-Vogtland 
Winfried Rudolph Bezirksgruppe Dresden-Land
Dietrich Gerloff Bezirksgruppe Hamburg
Peter Naundorf Bezirksgruppe Hamburg
Else Thomas Bezirksgruppe Leipzig
Alfred Herfurth Bezirksgruppe Hamburg
Die VOS wird ihnen ein ehrendes
Gedenken bewahren

„Sagen wie es war“: Den Kern der SED-Diktatur freilegen.
Im thüringischen Teistungen fand der 24. Bundeskongress der Landesbeauftragten statt / Presse-
mitteilung vom 19.09.2021 von Frau Dr. Nancy Aris (Bundesland Sachsen)
Am Wochenende 17. Bis 19. 
September 2021 fand in Teis-
tungen ind Thüringen der nach 
einem Jahr Pause der 24. Kon-
gress der Landesbeauftragten 
zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur und der Folgen der 
kommunistischen Diktatur so-
wie der Bundesstiftung zur 
Aufarbeitung der SED- Dikta-
tur mit den Verfolgtenverbän-
de und Aufarbeitungsinitiati-
ven statt. Da die Freiheitsglo-
cke diesmal keine eigene Be-
richterstattung ermöglichen 
kann, greifen wir gern auf den 
von der Landesbeauftragten im 
Bundesland Sachsen bereitge-
stellten Text zurück. 
Insbesondere Vertreterinnen und 
Vertreter der Opfer wiesen auf 
drängende Probleme in Bezug auf 
die Anerkennung des Unrechtes in 
der kommunistischen Diktatur der 
SBZ/DDR hin. 2020 konnte der 
Kongress durch Corona bedingt 
nicht stattfinden, umso größer war 
in diesem Jahr das Interesse. Etwa 
180 Vertreterinnen und Vertreter 
der Verfolgtenverbände und Auf-
arbeitungsinitiativen kamen in 
Teistungen in Thüringen zusam-
men. Sie tauschten sich u. a. über 
die Gegenwart und Zukunft der Er-
innerungsarbeit aus. Sie bilanzier-
ten den Stand ihrer bisherigen Ar-
beit, richteten den Blick aber auch 
auf künftige Projekte.

Im 60. Jahr des Baus der Berliner 

Mauer war das Thema „Grenzen“ 
verbindender Gedanke der Tagung, 
die direkt an der ehemaligen in-
nerdeutschen Grenze stattfand. Das 
Grenzlandmuseum Eichsfeld orga-
nisierte für die Teilnehmenden ein 
spannendes Rahmenprogramm.

In Diskussionen wurde die Am-
bivalenz von Grenzen besprochen: 
Einerseits entsteht Identität durch 
Abgrenzung. Andererseits können 
Grenzen das „Herz der Menschen-
rechte“ durchschneiden. 

Die innerdeutsche Grenze forder-
te viele Todesopfer und brachte 
großes Leid mit sich. Der Mauer-
bau 1961 brannte sich tief in das 
kollektive Gedächtnis Ost- und
Westdeutschlands ein. Die 
Zwangsaussiedlungen nach der
Grenzschließung 1952 und am 3. 
Oktober 1961 bleiben vor allem in 
den Grenzregionen unvergessen: 
Über 11.000 Menschen wurden 
damals aus ihrer Heimat an der in-
nerdeutschen Grenze vertrieben.

Eine Podiumsdiskussion am 
Samstag behandelte aktuelle 
Neujustierungen in der Aufarbei-
tungslandschaft. So sprachen Eve-
lyn Zupke über ihr neues Amt als
Bundesbeauftragte für die Opfer 
der SED-Diktatur und Prof. Dr. 
Michael Hollmann, Präsident des 
Bundesarchivs, über die Transfor-
mation des Stasi-Unterlagen-
Archivs.

Der nächste Bundeskongress 
wird 2022 in Rostock stattfinden.

Dr. Nancy Aris

Aktuell sind in den betref-
fenden fünf Bundesländern 
folgende Personen als Lan-
desbeauftragte tätig: 
Tom Sello, Berlin
Dr. Maria Nooke, Brandenburg 
Anne Drescher, Mecklenburg-
Vorpommern 
Dr. Nancy Aris, Sachsen 
Birgit Neumann-Becker, S/A
Dr. Peter Wurschi, Thüringen
Außerdem: Dr. Anna Kaminsky
ist Direktorin der Bundesstiftung 
zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur.
Ein/e speziell für SED-Opfer 
zuständige/r Beauftragte/r für 
eines (oder sämtliche) Alte 
Bundesländer wurde bisher 
nicht berufen. Erforderlich 
wäre sie/er allerdings.

Lächeln und seine 
Partei bestimmen
Im Berliner Futurium gibt es eine 
fiktive Wahlkabine mit einer Ka-
mera, in die man (ohne Maske) 
hinein lächeln kann. Anschließend 
erscheint auf dem darunter gelege-
nen Bildschirm eine Grafik, die 
anzeigt, welche Partei zu einem 
passt. Das Verfahren heißt Smile to 
vote (Lachen um abzustimmen 
bzw. zu wählen). Auch wenn die 
Wahlen vorbei sind gilt: Einfach 
mal probieren. Man erlebt in jedem 
Fall eine Überraschung.       VB



Eindrucksvolle Rede des CDU-
Abgeordneten Bodo Löttgen
Sehr berührende Gedenkfeier der VOS NRW 
am Mauersegment in Düsseldorf
Liebe Kameraden (m/ w, d), 
liebe Freunde und Unterstützer der VOS,
am 13. August 2021 um 11 Uhr haben sich einige ge-
treue Mitglieder der VOS und des Frauenkreises der 
ehemaligen Hoheneckerinnen auf Einladung der 
VOS-Landesgruppe am originalen Betonsegment der 
Berliner Mauer vor dem Düsseldorfer Landtag einge-
funden – nach dem Fall der Mauer der Stadt Düssel-
dorf von der Bild-Zeitung gestiftet – um dem Beginn 
des Mauerbaus in Berlin vor 60 Jahren und seiner 
schrecklichen Folgen für die Nation und der Men-
schen in Ost und West zu gedenken.

Kränze zum Gedenken an die Opfer von Schießbe-
fehl, Selbstschussanlagen und Minenfeldern legten 
Frau Labahn vom Kreis der „Hoheneckerinnen“ so-
wie Mitglieder der VOS-Landesgruppe persönlich 
nieder. 

Der NRW-Landtagspräsident Andre Kuper sowie 
der verhinderte Beauftragte der NRW- Landesregie-
rung für Aussiedler und Opfer des SED-Regimes 
Heiko Hendriks ließen vorab Kränze in ihrem Namen 
ablegen. Immerhin folgte ein Politiker der Einladung 
unserer VOS-Landesgruppe an alle im NRW- Land-
tag vertretenen Parteien: Der Vorsitzende der CDU-
Fraktion Bodo Löttgen war erschienen und hielt eine 
eindrucksvolle Rede zur Metapher Einigkeit und 
Recht und Freiheit aus unserer Nationalhymne, wo-
bei er den historischen Kontext zwischen Bau und 
dem Fall der Mauer vor nunmehr 32 Jahren herstellte.

Für die zur Gedenkveranstaltung einladende VOS 
sprach der Landesvorsitzende Felix Heinz Holtschke 
Worte des Gedenkens an die zahlreichen Opfer, den
nicht zu unterschätzenden Anteil der politischen 
Häftlinge am Zusammenbruch der SED-Diktatur und 
dem damit verbundenen Fall der Mauer und die nach 
wie vor fragwürdige Rolle der Nachfolgepartei(en) 
der Mauerschützenpartei in der heutigen politischen 
Landschaft. Alles in allem und trotz der geringen öf-
fentlichen Resonanz – die regionalen Medien haben
sich für dieses Ereignis wieder einmal nicht interes-
siert – eine würdige Veranstaltung und ein Beweis 
dafür, dass die VOS lebt!

Felix Heinz Holtschke
Vorsitzender Landesverband der VOS in NRW

Achtung!, liebe Leserinnen und Leser, bitte 
beachten Sie bei Terminankündigungen von 
Veranstaltungen die entsprechende Vor-
laufzeit für die zweimonatliche Erschei-
nungsweise der Freiheitsglocke.  

Danke für die Geburtstagswünsche
Vielen Dank für die Veröffentlichung des Artikels 
über Siegfried Keil zu dessen 85. Geburtstag (vorige 
Fg-Ausgabe). Er hat sich riesig gefreut, und es war 
eine tolle Überraschung.

Elke Schlegel, Regionalbeauftragte 
der UOKG für Rheinland-Pfalz
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